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I. Verordnungen und Entscheidungen.
. i.

Unzulässigkeit der Herstellung bewohnbarer Son-
terrainränrne in Wohnhäusern mit einem ( Hoch )
Parterre und zwei Stockwerken in den mit Gemeinde-
rats -Beschlnß vom 24 . März L8S3 , M .-Z . 333027

vx 18S1 , bezeichneten Gebietsteilen.
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom

23 . Jänner 1906 , Nr . 924 (M . B .-A. XIII , 10094/06 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltuugsgerichtshos hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats¬

präsidenten Marquis Bacquehem,  in Gegenwart der Räte des k. k. Ver¬
waltungsgerichtshofes Freiherrn v. Jakobi , Zenker,  Freiherrn v. Hock,
Srb,  dann des Schriftführers k. k. Ratssekretärs -Adjnnkten Ritter v . Hennig,
über die Beschwerden der Stadtgemeinde Wien gegen die Entscheidungen des
k. k. Ministeriums des Innern vom 21 . Oktober 1904 , ZZ . 28498 und 12255,
betreffend eine Bausache , nach der am 23 . Jänner 1906 durchgeführten öffent¬
lichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages
des Referenten , sowie der Ausführungen des Magistrals - Sekretärs Doktor
Koniakowsky,  in Vertretung derBeschwerde , und der Gegenaussührungen
des k. k. Ministerial -Vizesekretärs Dr . Weiß  v . S ch l e u s s e n b u r g, in
Vertretung des belangten Ministeriums , zu Recht erkannt:

Die angefochtenen Entscheidungen werden als gesetzlich nicht begründet
aufgehoben.

Entscheidungsgründe.
Bei der Prüfung der angefochtenen Entscheidungen , mit welchen der

Louise Klein  die Bewilligung zum Baue zweier Häuser im XIII . Wiener
Gemeindebezirke mit einem um 1 '35 m über das Straßenniveau hervorragenden
Souterrain von 270 in lichter Höhe (iw verglichenen Maße ), einem Hoch¬
parterre und zwei Stockwerken erteilt , die Frage der Bewohnbarkeit der
Souterrainräume aber der späteren Entscheidung Vorbehalten wurde , handelt
es sich zunächst um die Tragweite des vom Wiener Gemeinderate auf Grund
der ZZ 42 und 82 der Wiener Bauordnung am 24 . März 1893 gefaßte»
Beschlusses , wonach in jenem Gemeindebezirke „Wohnhäuser außer einem be¬
wohnten Erdgeschosse (Parterre oder Tiefparterre ) nicht mehr als höchstens
zwei Stockwerke enthalten dürfen " .

Wird nun in Betracht gezogen nicht nur die diesem Beschlüsse zugrunde
liegende Absicht : die Bewohnungsdichtigkeit in jenen Stadtteilen herabzusetzen,

sondern insbesondere auch die Beifügung des Ausdruckes „ Tiefparterre " zur
Erläuterung des Wortes „ Erdgeschoß " , so ergibt sich diesbezüglich folgendes:

Der Gemeinderat wollte für jene Stadtteile bestimmen , daß kein Haus
in mehr als drei Geschossen (im weitesten Sinne verstanden , also auch ein¬
schließlich der etwa in Betracht kommenden Svuterrainräume ) bewohnt werden
soll, unter dem Ausdrucke „Tiefparterre " hat er hiebei eben jene Räume
gemeint , welche nicht vollständig über dem Straßenniveau (8 46 , Absatz I der
Bauordnung ), sondern tiefer gelegen sind , den Übergang also zu jenen Räumen
bilden , welche der Sprachgebrauch wegen ihrer tiefen Lage zum Straßenniveau
als „ Souterrainräume " bezeichnet . Offenbar können nun Räume , welche gerade
mit der Mitte ihrer lichten Höhe das Straßenniveau treffen , mit gleichem Recht
als „ Erdgeschoß ' (Tiefparterre ) wie als „ Sonterrain " angesprochen werden und
würde bei Räumen , welche noch weiter über das Trottoir hervorragen , in
demselben Verhältnisse die Bezeichnung „ Erdgeschoß " überhaupt angemessener
sein , als die Bezeichnung „Souterrain " .

Bei einer solche» Auffassung jenes Gemeinderats -Beschlusies ergibt sich
aber , daß die Banoberbehörden mit Unrecht es unterlassen haben , die Frage
in Betracht zu ziehen , ob die in Rede stehenden — nach der Erklärung der
Bauwerberin als Wohnungen herzustellenden — Räume ungeachtet der für sie
von der Bauwerberin gewählten Bezeichnung „ Souterrain " nicht doch als
„Erdgeschoß " beziehungsweise „ Tiefparterre " im Sinne dieses Gemeinderats-
Beschlusies anzusehen sind und daß es insbesondere unrichtig war , die Frage
der Bewohnbarkeit dieser Räume — denn um diese, nicht um die seinerzeitige
Bewohnungsbewilligung handelt es sich bei Beurteilung der Zulässigkeit des
Baues nach Maßgabe des 8 42 der Bauordnung — nicht schon jetzt auf
Grund der Bestimmungen des 8 46 zu untersuchen.

Den Beschwerde » der Gemeinde , welche durch diese Entscheidungen in
ihrem Recht - auf Einhaltung ihrer auf Grund der gesetzlichen Ermächtigung
autonom beschlossenen Anordnungen und auf Hintanhaltung unerwünschter
Wohnnngsverhältnisie im XIII . Gemeindebezirk - getroffen worden ist, mußte
sohin Folge gegeben werden.

2 .
Krankenkassen der Gewerbe - Genossenschaften . —
Zwangsversichernng der Geuossenschaftsangehörigen.

Erkenntnis des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 15. Februar
1906 , Nr . 1794 06 (M . B .-A. I , 17750/06 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-
Präsidenten Dr . Reissig,  in Gegenwart der Räte des k. k. Verwaltnngs-
gerichtshofeS Malnic,  Freiherrn v. H o ck, Freiherrn v. B e n z und Krupsky
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dann des Schriftführers k. k. Natsekcetiirs -Adjunkten Ritter v. Hennig,  über
die Beschwerde des R . Perl  in Wien gegen die Entscheidung des k. 1
Ministeriums des Innern vom 13 . September 1905 , Z . 40268 . betreffend die
Nachzahlung von Krankenversichernngsbeiträgen , nach der am 15 . Februar 1906
durchgesührten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung
des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des k, k. Ministerial-
Sekretärs Roth,  in Vertretung des belangtea Ministeriums , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiefen,

Entscheidnngsgründe.
Mit der angefochtenen Entscheidung wurde ausgesprochen , daß der Be¬

schwerdeführer , der ungeachtet dessen, daß die Gewerbegenossenschaft der Kom-
merzialgüterbesörderer , welcher er als Mitglied angehört , infolge Beschlußes
vom 28 . April 1888 gemäß der ihr obliegenden Verpflichtung zur Vorsorge
für die erkrankten Gehilfen der Wiener Bezirkslrankcnkasfa beigetreten ist, die
bei ihm beschäftigten Genossenschaflsangehörigen zeilweise nicht bei dieser ange¬
meldet , sondern bei der registrierten Hilsskassa „ Selbsthilfe " , einer als geeignet
zur Erfüllung der Krankenverficherungspflicht anerkannten Kassa , versichert hat,
der Wiener Bezirkskrankenkafsa die auf diese Zeit entfallenden Mitgliedsbeiträge
jener Hilfsarbeiter nachzuzahlen habe.

Der Beschwerdeführer bestreitet die Gesetzmäßigkeit dieser Entscheidung
mit der Behauptung , die Anordnung des H 121 der Gewerbeordnung (Gesetz
vom 16. März 1883 , R .- G .-Bl . Nr , 39 ), wonach infolge des Beitrittes einer
Genostenschaft zu einer bestehenden Krankenkasta alle der Genossenschaft unge¬
hörigen Gehilfen von selbst Mitglieder dieser Krankenkasta werden , habe durch
das Krankenversichernngsgesetz vom 30 , März 1888 , R .-G .-Bl . Nr . 33 , insofern
eine Änderung erfahren , als durch Z 11 dieses Gesetzes jedem Unternehmer,
auch wenn er Mitglied einer Gewerbegenossenschaft ist, das Recht eingeräumt
worden sei, ohne Rücksicht auf die Beschlüsse der Genossenschaft , irgend eine
Kassa aus einer der im Z 11 aufgezählten Kastenkategorien für die Versicherung
der von ihm beschäftigten Genossenschaftsangehörigen zu wählen.

Der Verwaltungsgcrichtshof vermochte dieser Rechtsanschanung nicht bei¬
zutreten.

Gemäß Z 114 , Ut . o der Gewerbeordnung , Gesetz vom 15 . März 1883,
R .- G .-Bl . Nr . 89 , obliegt den Genossenschaften die Vorsorge für die erkrankten
Gehilfen (Gesellen ) durch Gründung von Krankenkassen . In Ausführung dieser
Bestimmung verfügt Z 121 , daß die Genossenschaften verpflichtet sind , zur
Unterstützung der Gehilfen (Gesellen ) für den Fall der Erkrankung eigene An¬
stalten (Krankenkasten ) zu gründen oder einer bestehenden Krankenkasta beizu-
lreten , deren Statuten den nachfolgende » Bestimmungen Uber die genossen¬
schaftlichen Krankenkasten im wesentlichen entsprechen müssen.

Aus diesen Bestimmungen ergibt sich zunächst , daß der Beitritt sowohl
zu der genossenschaftlichen , als auch zu irgend einer anderen , von der Genossen¬
schaft zum Zwecke der ihr obliegenden Obsorge für die erkrankten Gehilfen
bestimmten Krankenkasta nicht den einzelnen Gewerbetreibenden überlasten ist,
sondern seitens der Genossenschaft erfolgt und für die einzelnen Gewerbe¬
treibenden bindende Wirkung hat.

Daß weiters aber die Versicherung der Genossenschaflsangehörigen bei
der genossenschaftlichen Krankenkassa oder der für die Versicherung der Genosten¬
schaftsangehörige » bestnnmle » Krankenkasta nicht bloß gegen die Mitglieder der
Genostenschaft erzwiugbar ist, sonder » ohne weite Beitrittserklärung ipso juro
erfolgt , ergibt sich mit zwingender Notwendigkeit aus der Bestimmung des
8 121 , Absatz ? , wonach die Gewerbsinhaber ihre zum Eintritt in die Kranken-
kaffa verpflichteten Gehilfen (Gesellen ) bei dieser Kassa anzumelden haben,
widrigens sie von der Kassa für alle Zahlungen in Anspruch genommen werden
können , welche bei rechtzeitigem Eintritte der Gehilfen (Gesellen ) zu entrichten
gewesen wären.

Da die wesentlichen Bestimmungen des 8 121 nach dem klaren Wort¬
laute des ersten Absatzes ebensowohl für die unmittelbar genossenschaftlichen,
wie für die anderen zur genossenschaftlichen Krankensürsorge verwendeten
Krankenkasten zu gelten hoben , so kann kein Zweifel darüber obwalten , daß
durch den Beschluß einer Genoffenschaft , welche eine eigene Krankenkasta nicht
besitzt, einer bestehenden Krankenkasta beizulreten , bei letzterer für die Genossen-
schaftsangehörigen eine Zwangsverstcherung begründet und daß diese letztere
Kassa hiemit zur Zwangskasta wird , in gleicher Weise , wie dies bei den
eigentlichen Genosteiischaftskasscn der Fall ist.

Daß dem so ist, wird umso klarer , wann man berücksichtigt , daß die
Bestimmungen des 8 121 in Geltung waren , noch ehe das Krankenversicherungs¬
gesetz in Wirksamkeit getreten ist.

Hätte die Gewebegesetz -Novelle den durch Beschluß der Genoffenschaft für
die genossenschaftliche Krankenfürsorge bestimmten Krankenkasten nicht gleich den
genossenschaftlichen Krankenkassen die Eigenschaft von Zwangskafsen zuerkannt,
so wären die einzelnen Mitglieder der Genossenschaft stets in der Lage gewesen,
sich der Zwangsversicherung bei diesen Krankenkasten zu entziehen , mit der
einzigen Rechtsfolge der Ordnungsstrafen , wogegen der Zweck der gesetzlichen
Bestimmung , Fürsorge für die erkrankten Gehilfen (Gesellen ) zu treffen,
unerreicht geblieben wäre.

Wenn der Beschwerdeführer sich an die Bestimmung des Z 60 , Absatz 1,
des Krankenversicherungsgesetzes , beziehungsweise § 7 des Gesetzes vom 16 . Juli
1892 , R .-G .-Bl . Nr . 262 , betreffend die registrierten Hilfskasten beruft , wonach
die Mitglieder der auf Grund dieses Gesetzes errichteten Hilfskaffen die Ver¬
pflichtung , einer nach Maßgabe der Vorschriften des Krankenversicherungsgesetzes
errichteten Krankenkasta anzugehören , in dem Falle nicht eintritt , wenn die
betreffende Kassa die Bescheinigung erwirkt hat , daß ihr Statut den in jenem
Z 60 enthaltenen Bestimmungen genügt , so steht diese Bestimmung mit dem
vorhin gekennzeichneten Nechlsstantpunkte kemeswegs im Widerspruche ; denn
mit derselben werden dre Mitglieder einer , solchen registrierten Hilsskassa nur .

von der Verpflichtung , einer nach Vorschrift des Krankenversicherungsgesetzes
errichteten Krankenkasta anzugehörev , losgezählt.

Diese Krankenkasten sind aber nur die im Z 11 des Krankenversicherungs-
gesetzes unter Z . 1 bis 3 aufgezählten Bezirks -, Betriebs - und Baukranken¬
kasten , nicht aber auch die unter Z . 4 und 5 genannten , nach anderen gesetz¬
lichen Bestimmungen errichteten und bestehenden Zwangskasten , nämlich die
Genossenschaftskrankenkasten und die Bruderladen.

Eine freiwillige Versicherung bei einer registrierten Hilsskassa kann dem¬
gemäß niemals die Versicherung bei einer Zwangskassa , welcher Arbeitspersonen
auf Grund ihrer Beschäftigung ex IsZs anzugehören haben , ersetzen und aus¬
schließen.

Demnach kann auch der Abmeldung bei der nach dem Gesetze (hier der
Gewerbeordnung ) zur Versicherung berufenen Kassa eine Rechtswirkung nicht
zukommen , denn es steht dem Arbeitgeber nicht frei , seine Arbeiter bei der
gesetzlich berufenen Kassa abzumelden und bei einer nicht kompetenten Kassa
anzumelden , somit den Kreis der der gesetzlich berufenen Kassa zukommenden
Versicherung nach Belieben zu ändern . Aus dem Gesagten ergibt sich, daß alle
in den Betrieben des Beschwerdeführers beschäftigten Personen (sofern dieselben
überhaupt der Versicherung bei der genossenschaftlichen Krankenkasta unter¬
liegen , was vorliegendeufalls nicht in Frage steht ) auf Grund des Genossen¬
schafts -Beschlusses von selbst Mitglieder der Bezirkskrankenkafsa geworden und
ungeachtet der Versicherung bei der Hilsskassa „ Selbsthilfe " geblieben sind und
daß daher die Bezirkskrankenkaff » berechtigt war , für die der genostenschastlichen
Krankenversicherung unterliegenden Arbeitspersonen die Nachzahlung der Beiträge
zu begehren.

Stipendien für gewerbliche Lehranstalten.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 16 . Februar 1906,

Z . IX-507 , M .-Abt . XIII 1132 06 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 25 ) :

Mit dem Erlaste des Herrn Ministers für Kultus und Unterricht vom
16 . Dezember 1903 , Z . 24425 , wurde das staatliche Stipendienwesen an allen
gewerblichen Lehranstalten mit Ausnahme der gewerblichen Zentralanstalten
und der Erwerbsschnlen (Fachschulen für Korbflechterei und Spitzenarbeilen)
einheitlich geregelt.

Der leitende Gedanke dieser Verfügung besteht darin , den überwiegenden
Teil (zirka 75 Prozent ) der disponiblen Stipendienkredite unter besonderer
Bevorzugung der Söhne von Gewerbeangehörigen (Meistern , Gehilfen , Fabriks¬
arbeitern ) solchen unbemittelten Bewerbern zuzuwenden , welche nach mehr¬
jähriger praktischer Betätigung im Gewerbe  eine sachliche
Weiterbildung im Wege einer staatlichen gewerblichen Lehranstalt zu dem
Zwecke anstreben , um ihr in der Meistcrlehre , beziehungsweise Fabriks - und
Gehilfenpraxis erworbenes Können und Wissen in einem den gesteigerten
Anforderungen der Jetztzeit entsprechenden Maße zu ergänze » und sich namentlich
jene Kenntnisse und Fertigkeiten anzueignen , die zum selbständigen Betriebe
eines Gewerbes oder zu Erlangung der Stellung eines Werkmeisters uner¬
läßlich sind.

Im Interesse eines möglichst einheitlichen Vorganges bei Verleihung
aller für den Besuch gewerblicher Unterrichtsanstalten bestimmten Schüler¬
stipendien erscheint es als wünschenswert , daß die wesentlichen Bestimmungen des
eingangs zitierten Erlasses auch bei Ausschreibung und Verteilung der von
gewerblichen Bereinigungen gewidmeten Stipendienbeträge in Geltung gesetzt
werden.

Hievon wird zufolge Erlöstes des Herrn Leiters des k. k. Ministeriums
für Kultus und Unterricht vom 21 . November 1905 , Z . 43422 , mit der Auf¬
forderung Mitteilung gemacht , die in Betracht kommenden gewerblichen Ver¬
einigungen (Gewerbe -Genossenschaften , Vereine ) von dem Inhalte des bezogenen
Erlasses in Kenntnis zu setzen und einzuladen , bei Vergebung von Stipendien
und sonstigen Schülerunterstützungen die für die Zuerkennung staatlicher
Stipendien maßgebenden Grundsätze soweit als tunlich in Anwendung zu bringen.

Dieser Erlaß ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschafteu in Nieder-
österreich , den Wiener Magistrat und an die Stadträte in Wiener -Neustadt
und Waidhofcn a. d . Dbbs.

-i- *
*

Der oben bezogene Erlaß des Herrn Ministers für Kultus
und Unterricht vom 16 . Dezember 1903 , Z . 24425 , au den
k. k. Landesschulrat für Niederöstcrreich lautet:

Behufs einheitlicher Regelung des staatlichen Stipendienwesens an allen
gewerblichen Lehranstalten mit Ausnahme der gewerklichen Zentralanstalten *)
und der sogenannten Erwerbsschulen (Fachschulen sür Korbflechter und
für Spitzenarbeiten ) finde ich mich bestimmt unter Aufhebung aller im
Gegenstände erlassenen , also auch der die Stipendierung von Absolventen
gewerblicher Fortbildungsschulen regelnden Verfügungen folgendes anzu¬
ordnen:

4 . Die bisher sür Angehörige einzelner Gemeinden , Gerichts - , poli¬
tischer, Handels - und Gewerbekammern - Bezirke und Länder zum Besuche

*) Kunstaewerbeschnlenin Wien und Praa , Graphische Lehr- und Versuchsanstalt in
Wie», Lehr- und Versuchsanstalt für Lederindustrie in Wien, Kunststeckereischule in Wien,
Zentral-Lpitzenlurs in Wien, Musterwerkstättefür Korbflechterei und Mustcrwetdenplantagen
in Wien.
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von bestimmten gewerblichen Lehranstalten vorgesehenen Staatsstipendien sind
in Hinkunst allen Landeskindern behufs Besuches der Staatsgewcrbeschnlen,
der k. k. Lehranstalten für Textilindustrie , der k. k. Ban -Kunsthandwerker¬
schulen , der k. k. Fachschulen für einzelne gewerbliche Zweige , der Kurse für
Bau - und Kunsthandwerker , welche mit gewerblichen Staatslehranstalten in
Verbindung stehen , und der 3 . Klasse der Staatshandwcrkerschulen zugänglich
zu machen.

Die Höhe dieser Stipendien , deren Verleihung vom Jahre 1904 ange¬
fangen bis auf weiteres dem Ministerium für Kultus und Unterricht Vorbe¬
halten bleibt , wird je nach den Tenerungsverhältnissen der einzelnen Schulorte
in der Regel mit monatlich 40 oder 30 X bemessen werden , und der k. k.
Landesschulrat wird ehetunlichst zu berichten haben , welche Standorte gewerb¬
licher Staatslehranstalten des dortigen Verwaltungsgebietes in die höhere
Stipendienllasse einzureihen wären.

8 . Die Ausschreibung der erwähnten Stipendien ist alljährlich von dem
k. k. Landesschulrate in der amtlichen Zeitung sür das dortige Verwaltungs-
grbiet von den politischen Behörden I . Instanz (Bezirkshauptmannschaften und
Magistraten der Städte mit eigenem Statute ) in den Amtsblättern und auf
den Amlstafeln dieser Behörden , ferner im Wege der Gemeinden , der Genossen¬
schaften und der Direktionen (Leitungen ) der Volks -, Bürger - und gewerblichen
Fortbildungsschulen , endlich von den Direktionen (Leitungen ) der beteiligten
gewerblichen Staatslehranstalten , auf den Ankündignngstafeln dieser Schulen
rechtzeitig zu veranlassen.

Die Bewerber haben ihre an das Ministerium sür Kultus und Unter¬
richt gerichteten und mit den erforderlichen Nachweisen versehenen Stipendien-
gesuche stets bis 15 . Mai jeden Jahres bei der Direktion (Leitung ) jener
Schule einzubringen , an welcher sie im darauffolgenden Schuljahre ihre >
Ausbildung genießen wollen , und zwar auch dann , wenn der Standort der
betreffenden Schule einem anderen Berwaltungsgebietc (Lande ) angehört
wie der jeweilige Wohnort des Bewerbers . Aus jedem Gesuche , beziehungsweise
aus den Gesuchsbeilagen muß entnommen werden können:

1 . Name und Alter des Bewerbers (Tauf - oder Geburtsschein ) ;
2 . seiner Eltern oder seine Zuständigkeit (Heimatschcin ) ;
3 . Art und Dauer seiner allfälligen Verwendung in der Praxis (Lehr-

zeugnis , allenfalls Arbeilszengnisse u . dgl .) ;
4 . seine Schulbildung (letztes Jahres - oder Kurszeugnis , Schulnachricht,

Ausweis ) und Abgangszeugnis der allenfalls besuchten gewerblichen Fort¬
bildungsschule ; Bewerber , welche zur Zeit ihres Einschreitens noch eine Schule
besuchen , haben auch das letzterhaltene Semestralzeugnis , beziehungsweise die
letzte Schulnachricht beizufügen;

5 . Beruf (Stand ), Wohnort , Vermögens - und Familienverhältnisse der
Eltern , beziehungsweise des Bewerbers (Arinuts - oder Mittellosigkeitszeugnis ) .

6 . Die Direktion (Leitung ) jeder Schule hat die bei ihr einlangendcn
Gesuche zu sammeln , nach Verwaltnngsgebieten (Ländern ), denen die einzelnen
Bewerber dem Wohnsitze ihrer Eltern oder ihrem eigenen Wohnsitze nach
angehören , zu ordnen , sür jedes Verwaltungsgebiet (Land ) je ein tabellarisches
„Verzeichnis der Slipendienbewerber " nach dem mitfolgendem Formulare,
das vom k. k. Schulbücherverlage um den Preis von je 5 ü sür den Mantel¬
oder Einlagsbogen zu beziehen ist, anzufertigen und hiernach der Lehrer¬
konferenz behufs Beschlußfaffung Uber die Würdigkeit der Bewerber , beziehungs¬
weise bchnfs Stellung von Verleihungs -Anträgen vorznlegen.

Die Gesuche jener Bewerber , die den ' Aufnahmsbedingungen für die
betreffende Schule oder Schulabteilung nicht entsprechen , oder deren letztes
Zeugnis (letzte Schulnachricht ) im sittlichen Betragen nicht mindestens den
zweiten Grad und im Fortgange in den einzelnen Lehrgegenständen nicht
mindestens genügend ausweist , sind von der Lehrerkonferenz abschlägig zu
bescheiden uud von der Direktion (Leitung ) samt den Gesuchsbeilagen unter
Angabe der Gründe des abweisenden Bescheides den betreffenden Bewerbern
im eigenen Wirkungskreise zurückzustcllen . In der Anmerkungsrnbrik jener
„Verzeichnisse " , in welche die betreffenden Bewerber eingereiht sind, ist die
Abweisung nehst ihrer Begründung ersichtlich zu mache » .

Die übrigbleibendeu und nach Verwaltnngsgebieten (Ländern ) geordneten
Gesuche samt Beilagen sind den „ Verzeichnissen der Stipendienbewerber"
beizuschließen , wonach diese von den Direktionen (Leitungen ) bis 1. Juni
jeden Jahres den beteiligten Landesstellen unmittelbar vorzulegen sind.

O . Der k. k. Landesschulrat hat auf Grund der von den Direktionen
(Leitungen ) vorgelegten „Verzeichnisse der Slipendienbewerber " und der zuge¬
hörige » Gesuche in einem zusaminenfaffeiiden Berichte , dem zwar die erwähnten
Verzeichnisse , nicht aber die Gesuche und Gesuchsbeilagen beizuschließen sind,
bis spätestens 1. Juli jedes Jahres seine eigenen Anträge an das Ministerium
sür Kultus und Unterricht zu stellen.

Die Anträge anf Stipendienverleihungen haben sich aber unter Bedacht-
nahme auf die durch frühere Verleihungen schon gebundenen Beträge jedenfalls
innerhalb der sür das betreffende Solarjahr durch das Ministerium jeweils
bekanntgegebenen Stipendiensumme zu bewegen , wobei auch auf jene Bewerber
Bedacht zu nehmen ist, welche mangels einer geeigneten , dem dortläudischen
Verwaltungsgebiete ungehörigen Schule ihre Ausbildung an einer außerhalb
dieses Gebietes gelegenen Lehranstalt anstreben.

Für solche Bewerber , welche trotz des Bestehens einer sür ihre Aus¬
bildung geeigneten Schule im dortigen Verwaltnngsgebiete um ein Stipendium
zum Besuche einer außerhalb desselben gelegenen Anstalt ansuchen und von der
betreffenden Direktion (Leitung ) für ein Snpendium in Vorschlag gebracht
werden , hat der k. k. Landesschulrat , wenn nicht besondere Gründe für die
Gewährung des Ansuchens sprechen , eine dortländische Anstalt in Vorschlag
zu bringen.

Bei den zu erstattenden Anträge » sind unter tunlichster Bedachtnahme
auf alle Schulgattungen und Schulabteilnngen zunächst jene mittellosen und
sonst würdigen Bewerber , welche in einen gewerblichen Berufe tätig sind , und
hierauf erst die übrigen zu berücksichtigen, und zwar:

1. Jene Bewerber , welche sich, unbeschadet der besonderen Aufnahms¬
bedingungen jeder Schule , in dem Gewerbe , in dem sie sich ausbilden wollen,
mindestens zwei Jahre praktisch betätigt und nebstbei eine mindestens zwei-
klassige gewerblich - Fortbildungsschule mit gutem Erfolg - absolviert haben.

Wenn ein - genügende Anzahl solcher Bewerber vorhanden ist, haben
auf diese Gruppe mindestens 50 Prozent des für dortländische Stipendienbewerber
bestimmten und nicht schon durch frühere Stipendierungen gebundenen Stipen¬
dienkredites zu entfallen . Hiebei genießen die Söhne von Gewerbeangehörigen
(Meistern , Gehilfen und Fabriksarbeitern ) j -ner Fachrichtung , welche an der
von ihnen zu besuchenden Anstalten gepflegt wird , dann die Söhne von
Gewerbeangehörigen überhaupt vor den übrigen Bewerbern , weiterhin die
älteren vor den jüngeren den Vorzug.

2 . Diejenigen welche, ohne eine gewerbliche Fortbildungsschule erfolgreich
besucht zu haben , in dem Gewerbe , in dem sie ihre Ausbildung anstreben , unbe¬
schadet der besonderen Anfnahmsbedingungen jeder Schule mindestens zwei
Jahre praktisch tätig waren.

Von dem nach Berücksichtigung der 1. Gruppe verbleibenden Stipen¬
dienkredit -Betrage für dortländische Bewerber sind ungefähr 50 Prozent auf
diese 2 . Gruppe zu verteilen , vorausgesetzt , daß eine genügende Anzahl
Anspruchsberechligter vorhanden ist. Hiebei sind ebenso wie in der 1 . Gruppe
die Löhne von Gewerbcangehörigen (Meistern , Gehilfen und Fabriksarbeitern)
jener Fachrichtung , welche an den von ihnen zn besuchenden Anstalten
gepflegt wird , dann die Söhne von Gewerbeangehörigen überhaupt vor den
übrigen Bewerbern , weiterhin die älteren vor den jüngeren zu bevorzugen.

3 . Jene , welche sich ohne vorherige gewerbliche Praxis an einer der
früher genannten Schulen oder Schnlabteilungeu ausbilden wollen . Für
Bewerber dieser Gruppe ist der nach Bedachtnahme auf die 1. und 2 . Gruppe
verbleibende Restbetrag des für dortländische Bewerber vorgesehenen Stipen-
dienkreditcs bestimmt , wobei auch jene entsprechend zu berücksichtigen sind,
welche eine höhere Gewerbeschule schon besuchen oder besuchen wolle » .

Im übrigen solle» zwar wie in der 1 . und 2 . Gruppe die Söhne von
Gewerbeangehörigen (Meistern , Gehilfen und Fabriksarbeitern ) jener Fach¬
richtung , ivelche an den von ihnen zu besuchenden Anstalten gepflegt wird,
dann die Söhne von Gewerbeangehörigen überhaupt in erster Linie bevorzugt
werden , doch ist auch eine entsprechende Anzahl jener Bewerber zu berück¬
sichtigen , welche anderen Berufskreisen entstammen.

In allen drei Gruppen sind Bewerber , deren Eltern im Schulorte
wohnen , in der Regel nicht mit Staatsstiprndicn , sondern , insofern sie
iinlerstützungsbedürftig und sonst würdig sind , vom Lehrkörper mit Beträgen
aus den hiefür den einzelnen Schulen zur Verfügung stehenden Mitteln zu
bedeuke » .

L . Der k. k. Landesschulrat wird von der hierortigen Schlußfassung über
die rechtzeitig vorgelegten Verleihungsvorschläge in der Regel bis spätestens
18 . August verständigt werden und hat hievon jene Stipendienbewerber,
welche ihre Ausbildung an dortländischen Anstalten anstreben , im Wege der
beteiligten Direktionen (Leitungen ) jedenfalls » och vor Beginn des Schuljahres
oder Kurses in Kenntnis zu setze» und wegen Flüssigmachung der Stipenbien-
beträge das Erforderliche zu veranlasse ».

Liegen jedoch die Schulen , für deren Besuch einzelne Bewerber Stipen¬
dien erbeten haben , außerhalb des dortigen Verwaltungsgebietes , so hat der
k. k. Landesschulrat diese Bewerber von dem gewährenden oder ablehnenden
Bescheid des Ministeriums für Kultus und Unterricht unmittelbar in Kenntnis
zu setzen, gleichzeitig aber die kommissionsweise Flüssigmachung der etwa ver¬
liehenen Stipendien an die bezugsberechtigten Stipendisten , sowie die Ver¬
ständigung der beteiligten Direktionen (Leitungen ) im Wege jener Landesstellen
zn veranlassen , in deren Verwaltungsbereich die betreffenden Schulen liegen.
Es entfällt sonach in diesem Falle eine besondere Verständigung dieser Landes-
stellen durch das Ministerium.

Die Stipendien werden in der Regel auf die ordnungsmäßige Studien¬
dauer des betreffenden Bewerbers verliehen und sind auch in der Regel sür
diese Zeit in monatlichen Beträgen , welche während der Unterrichtsdaner am
l . jedes Monates in vorhinein behebbar sind , flüssig zu machen . Stipendien-
vcrleihungen außerhalb des normalmäßigen Termines finden in der Regel
nicht statt.

Die Stipendienbeträge dürfen den bezugsberechtigten Schülern nur dann
verabfolgt werden , wenn die skalamäßig gestempelten , vom Empfänger unter¬
fertigten Quittungen von der zuständigen Schuldirektion (Schulleitung ) kora-
misiert , das heißt mit der Bemerkung „ Gesehen " , mit demAmtsstempel und mit der
Unterschrift des Direktors (Leiters ) oder seines Stellvertreters versehen worden
sind . ^ öei schlechtem Studienfortgange oder im Falle disziplinärer Vergehungen
des Stipendisten ist diese Koraniisierung bei sonstiger persönlicher Haftpflicht
des unterschreibenden Amtsorganes zu verweigern.

Weist ein Stipendist am Ende eines Schuljahres oder Kurses im sittlichen
Betragen nicht mindestens befriedigend und im Fortgange in den einzelnen
Gegenständen auch nur ein nichlgenügend aus , so hat die Direktion (Leitung)
hierüber unter Stellung eines bestimmten Antrages an die beteiligte , das heißt
an jene Landesstelle zu berichten , in deren Verwaltungsgebiet die Eltern des
Stipendisten beziehungsweise dieser selbst den ständigen Wohnsitz haben . Die
bezeichnte Landesstelle entscheidet im eigenen Wirkungskreise darüber , ob dem
Stipendisten das Stipendium mit Rücksicht auf entlastende Umstände ( bei
schlechtem Fortgange insbesondere Krankheit ) weiter zu belassen oder zu ent-
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ziehen ist und veranlaßt im letzteren Falle das Erforderliche wegen Einstellung
des Stipendienbezuges,

Wird ein Stipendium infolge der Beendigung der Studien , durch Austritt
während des Schuljahres oder der Kursdauer , durch unterlassenen Wiedereintritt zu
Beginn des Schuljahres oder Kurses oder aber infolge Ablebens des Stipen¬
disten frei , so hat die Direktion (Leitung ) der beteiligten Landesstelle hierüber
ungesäumt Bericht zu erstatten . Auch in diesen Fällen , jenen der Studien-
beendiguug ausgenommen , ist seitens der Landesstelle das Erforderliche wegen
Einstellung des Stipendienbezuges zu veranlassen.

Die Direktionen (Leitungen ) sind fernerhin gehalten , gleichzeitig mit dem
Verzeichnisse der Slipendienbewerber (Punkt 6 ) eine tabellarische Übersicht über
die während des Schuljahres eiugetretene und über die am Schluffe des Schul¬
jahres voraussichtlich eintretenden Veränderungen im Stande der Stipendisten
des betreffenden Verwaltungsgebietes der beteiligten Landesstelle vorzulegen,
welche hierüber dem Ministerium bis spätestens 1 . Juli zu berichten und
außerdem bis zum l5 >November jedes Jahres Uber die allensalls in Ersparung
gebrachten Stipendienbeträge dem Ministerium einen Ausweis vorzulegen Hai.

4

Bestellung einer Juspizieutin bei der k. k. Gewerbe-
Inspektion.

Rund -Erlaß der k. k. n .-v, Statthalterei vom 2 . März 1906
Z . I-l-807 , M .-Abt . XVII 1865/06 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 26 ) :

Der Herr Leiter des k. k. Handelsministeriums hat zufolge des Erlasses
vom 27 . Februar 1906 , Z . 232/H , M ., im Einvernehmen mit dem Herrn
k. k, Minister des Innern Fräulein Alice Ritter,  Abteilungsleitern ! bei der
Firma „ Oüio karisien " in Wien , IV . Favoritenstraße 1 zur Hilfskraft der
k. k. Gewerbeinspektion im vertragsmäßigen Verhältnisse bestellt und dieselbe
provisorisch dem k, k, Gewerbeinspektorate für den 1. AussichtSbezirk in Wien zur
Dienstleistung zugewiesen.

Hievon werden in Kenntnis gesetzt : Der Wiener Magistrat , Abteilung XVII,
die magistratischen Bezirksämter für den I ., II ., III, , IX , und XX , Wiener
Gemeindebezirk und die Arbeiter -Unfallversicherungsanstalt in Wien.

5 .
Nichtgleichstellung von Agentenprovisione » mit Dienst¬

bezügen rücksichtlich der Exekntionsfähigkeit.
Dekret des Wiener Magistrates vom 9. März 1906,

M .-Abt . XIX , 1615,05:
Der k. k. Oberste Gerichtshof hat in der Exekutionssache des k, k, Ärars

und der Stadtgemeinde Wien , betreibenden Gläubiger , vertreten durch die k. k.
Finanz -Prokuratur in Wien , wider H , I , Agenten in Wien , Verpflichteten , wegen
1082 L 82 ü infolge Revisionsrekurses der betreibenden Gläubiger gegen den Be¬
schluß des k, k. Landesgerichtes Wien als Rekursgerichtes vom 10 . Jänner 1904 , G.
Z .-R . XIII , 31/6 , 4 , womit der Beschluß des k. k, Bezirksgerichtes Leopoldstadt I
Wien vom 12 . Dezember 1903 , G .-Z .-Nr . V , 123,9 , 3 , insofern die angesuchte
Exekution durch Pfändung der dem Verpflichteten jeweils zustehenden Provi¬
sionsforderungen bewilligt wurde , infolge Rekurses des Verpflichteten und der
Firmen A. W , Sobn und S . F . dahin abgeändert worden ist, daß dieser
Exekutions -Antrag abgewiesen wurde , folgenden Beschluß gefaßt : Dem Revi-
sionsrekuise wird keine Folge gegeben , weil die Anwendung des Gesetzes vom
2S . April 1873 , R .- G .-Bl . Nr , 68 , Bezüge aus dem Dienstverhältnisse zur
Voraussetzung hat , die in Exekution gezogenen Provisionen des Verpflichteten
aber als solche Bezüge nicht angesehen werden können , da sie von dem Ab¬
schluffe von Geschäften überhaupt abhängig und daher ihrer Höhe nach gänzlich
unbestimmt sind und ihnen demnach , wie das Rekursgericht zutreffend ausge¬
führt , der Charakter von Dienstbezvgen mangelt und weil die Exekutions¬
bewilligung nach Z 294 E, -O - den Bestand einer Forderung voraussetzt , eine
solche bereits vorhandene , wenn auch noch nicht fällige Forderung aber nicht
behauptet wird.

Hievon ergeht gemäß Entscheidung des k, k, Obersten Gerichtshofes vom
16 . Februar 1904 , Nr, - 2146 , die Verständigung.

Hievon wird das magistratische Bezirlsamt zur eigenen Kenntnisnahme
und geeigneten Mitteilung an die dortige Steueramls - und Exekutionsamts.
Abteilung in die Kenntnis gesetzt.

«.
Eheschließungen von Angehörigen der Anglikanischen

Kirche.
(Normalienblatt des Magistrates Nr . 29 .)

Mit dem Erlasse der k, k. n .-ö. Statthalterei vom 15. März
1906 , Z . III -984/1 , wurde infolge Erlasses des k. k. Ministeriums
des Innern vom 25 . Oktober 1904 , Z . 3381 , der Inhalt nach¬
folgender Abschrift zur Kenntnis gebracht:

Abschrift.
Zur Z , 3381 ans 1904,

Auszug
einer Note des k. k, Justizministeriums an das Ministerium des Äußern vom

10. Oktober 1904 , Z . 20334.

Mit der geschätzten Note vom 27 , August 1903 , Z . 59603 , hat das
löbliche k, und k. Ministerium den , Justizministerium einen Bericht der 1 , und k,
Botschaft in London übersendet , worin die Anfrage gestellt war , ab Ehen
zwischen den Angehörigen der in Österreich gesetzlich nicht anerkannten „Otiurolr
ok LnAlaull " einerseits und Anhängern der hier anerkannten christlichen Kon ¬
fession andererseits gültig abgeschlossen werden können.

Das Justizministerium hatte bereits unter dem 14 . September v. I die
Ehre , dem löblichen k, und k. Ministerium ein - vorläufige Mitteilung über
diesen Gegenstand zu machen.

Mittlerweile ist das Justizministerium mit den übrigen beteiligten Zentral¬
stellen — dem k. k. Ministerum des Innern und dem k, l . Ministerium für
Kultus und Unterricht — in einen Meinungsaustausch getreten und beehrt
sich nunmehr im Einvernehmen mit diesen Zentralstellen , aus die gestellte
Anfrage etwas ausführlicher zu antworten.

Der ß 64 des a , b. G .-B , erklärt Eheschließungen zwischen Christen und
Personen , die sich nicht zur christlichen Religion bekennen , für ungültig.

Obwohl schon im Jahre 1811 , als das bürgerliche Gesetzbuch in Kraft
trat , der Gegensatz zwischen anerkannten und nicht anerkannten Bekenntnissen
im Wesen gegeben war , scheint doch in der ersten Hälfte des vorigen Jahr¬
hunderts kein Zweifel darüber bestanden zu haben , daß Christen im Sinne
der zitierten Gesetzcsstelle alle Angehörige eines Bekenntnisses seien , das vermöge
seiner Lehre als christlich anznsehen war , gleichviel ob es sich der staatliche»
Anerkennung erfreute oder nicht.

Erst die neuere Literatur hat einen gegenteiligen Standpunkt eingenommen
und die Anschauung vertreten , daß die Angehörigen nicht anerkannter Kon¬
fessionen für den staatlichen Bereich durchwegs , insbesondere aber auch bei
Anwendung des 8 64 a. b. G .-B, , so zu behandeln seien , als ob sie überhaupt
keiner Konfession angehören würden . Daraus wurde die Folgerung gezogen,
daß solche Personen wohl mit Angehörigen des jüdischen Bekenntnisses und
mit Konsessionslosen , nicht aber mit Angehörigen eines staatlich anerkannten
christlichen Bekenntnisses sich gültig verehelichen können.

Daß die Judikatur dieser Anschauung beigetreten sei, kann nicht behauptet
werden . Abgesehen von einer Entscheidung des Laudesgerichtes und des Ober¬
landesgerichtes Wien („Juristische Blätter " 1896 , Seite 425 ), welche die zwischen
einer englischen Baptistin und einem Angehörige » des jüdischen Bekenntnisses
abgeschloffene Ehe für gültig erklärte , ist kein Judikat bekannt geworden , daß
sich mit dem aufgetauchten Zweifel besaßt hätte . Insbesondere ist — soviel ans
den amtlichen Sammlungen gerichtlicher Entscheidungen und aus den Fach¬
zeitschriften entnommen werden kann — keine Entscheidung erfloffen , welche
Ehen zwischen den Angehörigen des anglikanischen Belenntniffes einerseits und
den Angehörigen des katholischen oder evangelischen Belenntniffes andererseits
für ungültig erklärt hätte.

In der Tat kan » jene Meinung , welche die Bestimmung des Begriffes
„Christen " in 8 64 des a. b , G .- B , mit der Anerkennung oder Nichtan¬
erkennung christlicher Bekenntnisse in Zusammenhang bringt , nicht als zu¬
treffend angesehen werden , denn der Umstand , daß die staatliche Anerkennung
eines Belenntniffes nicht stattgefundeu hat , bringt es nicht mit sich, daß die
staatlichen Behörden die Zugehörigkeit des Einzelnen zu einem nicht anerkannten
Bekenntnisse , das im Auslande eine legale Existenz führt , für den Bereich des
Inlandes auch in einem solchen Belang als rechtlich nicht vorhanden zu
betrachten haben , wo dies durch keine Bestimmung des Gesetzes angeordnet
ist, und es gibt keine gesetzliche Norm , welche die Gleichstellung von Anhängern
eines nicht anerkannten Bekenntnisses mit Konfessionslosen hinsichtlich der
Anwendung des 8 64 a. b, G .-B . verfügen würde.

Für die richtige Abschrift des Auszuges,

Wien,  am 25 . Oktober 1904,

Der Expedits -Direktor im k, k, Ministerium des Innern:
Stäuber  m . p.

7 .
Heimatsrechtsanspruch . — Widerrufung des

Aufnahms -Beschlusses.

Entscheidung des k. k. Verwaltnngsgerichtshofes vom 27 . Mürz
1906 , Nr , 3604/06 , M, -Abt . XI -r, Z . 6834:

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k, k, Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k, Senats¬
präsidenten Dr . Ritter v. Alter,  in Gegenwart der Räte des k, k. Ver-
waltungsgerichtshofes : Zenker,  Freiherrn v. H o ck, Grafen Coudenhove
und Dr . Pantuöek,  dann des Schriftführers k, k. Ratsekretärsadjunkten
Roh rer,  über die Beschwerde der Stadtgemeinde Wien gegen die Ent¬
scheidung des k. k, Ministeriums des Innern vom 21 . Oktober 1905 , Z , 31384,
betreffend das Heimalsrecht des Josef W u ch t e r l , nach der am 27 . März
1906 durchgeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach
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Anhörimg des Vortrages des Referenten, sowie der Ausführungendes Maqi
strats-Ober-KommissärsPaul,  in Vertretung der Beschwerde und des
k. k. Ministerial-Vize-Sekretärs Dr. Mayrleb.  als Berlrcter des belangten
k. k. Ministeriums des Innern , zu Recht erkannt:

Die angefochtene Entscheidung wird als gesetzlich nicht bgründet auf-gehoben.
Entscheidungsgründe.

, . Bischofteinitz  zuständige Josef Wuchterl  wurde am 2. Oktober
1901 seinem auf 8 2 der Heunatsgesetznovelle vom 5. Dezember 1896 gestützten
Begehren entsprechend in den Heimatsverband der Gemeinde Wien ausgenommen
nachdem er der Gemeinde angegeben hatte, daß er ohne jede Armenunterstützuna
sei »nd der Armenkataster bestätigt hat, daß er weder selbst noch durch alimenta-
lionsberechtigt- Familienangehörige der öffentlichen Armenversorgunq anheim-
gefallen lei. Der Gemeinde Mar damals unbekannt, daß sich die Ehefrau des
Aufnahmswerbers seit 17. Februar 1898 auf Koste» des böhmischen Landes-
fondes in Jrrenanstallspflegebefand.
. ^ Als die Gemeinde Wien nachträglich von letzterem Umstande erfuhr
durch welchen ihrer Ansicht nach Josef Wuchterl  selbst innerhalb der zehn-
labrigen Ersitzungsfrist der öffentlichen Armenversorgunqanheimqefallen war
widerrief sie an, 10. Juli 1902 ihren Aufnahms-Beschluß.

Mit der angefochtenen Entscheidung wurde dieser Widerruf behoben und
ausgesprochen, daß der Aufnahme-Beschluß vom 2. Oktober 1901 in Kraft zu
bleiben hat, „weil die Gemeinde Wien, welche Josef Wuchrerl  bei Vor-
bandensem der Positiven Voraussltz,ingen der Heimatsgesetznovelle über sein
Ansuchen in den Wiener Heimatsverband ausgenommen hat, ohne insbesondere
durch Ansrage bei der ihr bekannten Heimatsgemeinde nähere Erhebungen
darüber zu Pflegen, ob der Aufnahmswerber oder dessen alimentationsberechtigte
Anverwandteder öffentlichen Armenversorgung anheimgefallen seien, sofern sie
sich hinsichtlich dieser Voraussetzungdes erhobenen Anspruches im Irrtums
befand diesen selbst verschuldet har uud nicht berechtigt erscheint, aus diesem
Titel den chnst gesetzmäßig gefaßten Beschluß, durch welchen dritten Personen
zweifellos Rechte erwachsen sind, wieder rückgängig zu machen.»

Über die hiegegen biergerichts überreichte Beschwerde der Stadtqemeinde
Ären hat der Berwaltungsgerichtshof nachstehendes erwogen: Durch die Heimats-
gesetznovell- vom 5. Dezember 1896 wurde nebst der bis dahin bestandenen
im Belieben der Gemeinde liegenden freiwilligen, auch noch eine solche Auf¬
nahme i» den Heimatsverband geschaffen, auf welche ein rechtlicher Anspruch
zu,steht und es wurden die Voraussetzungen dies Anspruches, die Art seiner
Geltendmachung und der Nechtsmittelzug gegen die eventuelle Nichtanerkennung
des Anspruches seitens der betreffenden Gemeinde statuiert. (88 2 bis 4 Iss oit^
Wenn mm nach diesem Gesetz der Rechtsanspruch auf Aufnahme in den Heimat^
veiband bei Erfüll,mg der gesetzlichen Bedingungen ein unbedingter, von der
Zustimmung oder der Weigerung der Gemeinde unabhängiger Anspruch ist io
kann naturgemäß dem Beschlüsse der Aufenthaltsgemeinde auf Aufnahme eines
Heimatswerbers nach Z 2 lex. eit. immer nur eine deklarative Bedeutung
darüber zukommen, daß die Gemeinde, beziehungsweise ihre Organe die in
den W 2 bis 4 umschriebenen Voraussetzungen für gegeben fanden und es
« .,^ 6- ^ ^ angefochtene Entscheidung annimmt, aus einem
Beschlüsse, wie ihn vorliegenden Falles die Gemeinde Wien am 2. Oktober 1901
gefaßt har, dritten Personen Recht- erwachsen, welche in keinem Falle mehr
revoziert werden können; richtig ist vielmehr, daß das Recht auf Aufnahme

band der Aufenthaltsgemeinde für den betreffenden Bewerber und
Hermatsqemeinde nicht sowohl aus dem nur deklarativen Akte

der Beschlußfassung der Anfenthaltsgemeinde, als vielmehr aus der Erfüllung
sener Vorausbedingungkl, entstehe, welche die Heimatsgesetz,lovellef-stgestellt hat

Beschluß vom 2. Oktober 1901 hat nun der Gemcinderats-
Ausschuß für die Verleihung des Heimalsrechtks zweifellos nur über die pro-
kollarische Erklärung des Aufnahmswerbersgefaßt, daß er eine Armenunter,
stutzung nicht beziehe, welcher Erllärung das Gemeindeorqan, wenn es diese
nicht Überhaupt von vornherein für unwahr Hallen mußte, naturgemäß die
Bedeutung beilegte, daß auch solche Personen, für deren Unterhalt der Auf-
nah»,swerber nach dem Gesetze etwa zu sorgen hat, nicht in der Armenve-
sorgung stehen, beziehungsweise standen.

^ Gemeinde-Ausschuß diesen Beschluß mit dem späteren
Beschlüsse vom 10. Jul , 1902 aus dem eings angeführten Grunde revozierte
° hatte der Verwalt,,„gsgerichlshof bei der vorliegenden Entscheidung„ich

sestz„stell-n, ob die Ehegattin des Josef W u cht er l tatsächlich während des
MVr HklmatsgesetznovelleIN Betracht kommenden zehnjährigen Aufenthaltes

IN Wien IM Sinne dieses Gtsktzesparagraphen der öffentlichen Armenversorquiig
anh imgefallen se, und was ,m bejahenden Falle hieraus für den Aufnahms¬
anspruch ihres Gatten folgen würde, und dies zwar darum nicht, weil diese
Fragen im administrativen Jiistanzenzuge nicht ansqetragen worden sind.
(88 5 und 6 des Gesetzes vom 22. Oktober 1875, R.-G.-Bl. Nr. 36 sx 1876)

Genuß aber ist, daß. sofern WilhclmineW u cht c r l und beziehungsweise
° ^ Aufnahmswerber selbst als der Armenversorquiig

m ^ Gemeinderats-Ausschuß bei Fassung des
Beschlusses vom 2 Oktober 1901 in einem wesentlichen Irrtum - über das
Zutreffeu derV-raussetzungen der pflichtmäßigen Ausnahme des Josef Wuchterl
in den Heimatsverband von Wien befangen gewesen ist, da nach dem zitierten
Geutzesparagraphender Umstand, daß die betreffende Person e,ner solchen
Almenversorgunganhenng-fallen ist, den gesetzlichen Anspruch auf Aufnahme
in den Heimatsverband der Aufenthaltsgemeinde ausschließt ^

->? ^ nso gewiß aber ist, daß der fragliche Irrtum , der durch eine -
gleichviel ob wissentliche oder unwissentliche— Verschweigung eines maß-
gebenden llmstandes durch den Aufnahmswerber entstanden war, nicht der
Gemeinde Wien zur Last gelegt werden kann, und daß also auch nicht gesagt

werden könnte, daß diese Gemeinde die Konsequenzen hieraus tragen müßte
denn es kann nicht behauptet werden, daß es Pflicht des Gemeinderats-
Ausschusses gewesen wäre, die protokollarische Aussage des Ausnahmswerbers
a priori für unwahr zu Hallen und erst noch weitere Erhebungen über das
tatsächliche Zutreffen dieser Parteienangaben anzustellen.

Wenn daher der Regierungsvertreterbei der öffentlichen mündlichen
Verhandlung betonte, daß im vorliegenden Falle die spätere Revozierung des
Gemeinderais-Ailsschuß-Beschluffes vom 2. Oktober 1901 darum ausgeschloffen
sei, weil ein Verschulden der Gemeinde Wien in Absicht auf die znlangende
Feststellung des maßgebenden Tatbestandes vorliege, so konnte der Gerichtshof
diese Auffassung nach dem eben Gesagten nicht teilen.

Sofern also die Aufstellung der Gemeinde Wien, daß Josef Wuchterl
während der nach dem Gesetze in Betracht kommenden Zeit der öffentlichen
Armenversorgung anheimgefallen sei, auf Wahrheit beruht, konnte die Gemeinde
allerdings an den Beschluß des Ausschusses vom2. Oktober 1901 nicht gebunden
sein und es mußte dem Gemeinderats-Ausschusse vielmehr freistehen, diesen
Beschluß als der gesetzlichen Grundlage entbehrend zu widerrufen. Daß mit
diesem Revozierungs-Beschlusse zugleich jene Rechte hinfällig werden, welche
die bisherige Heimatsgemeinde des Josef Wnchterl  und dieser selbst aus
dem ursprünglichen Beschlüsse abzuleiten vermöchten, wenn derselbe zu Recht
bestände, kann dem Obgesagten, sofern dieser Beschluß nicht zu Rechi besteht,
nicht enlgegengehalten werden.

Das zur Entscheidung in letzter Instanz angerufene Ministerium konnte
daher den Beschluß des Gemeinderals-Ausschusscs für die Verleihung des
HeimalsrechteS vom 10. Juli 1902 nicht darum als rechtsunwirksam erklären,
weil der Gemeinde-Ausschuß grundsätzlich nicht mehr in der Lage war, den
Beschluß vom 3. Oktober 1901 zu revozieren, weshalb der Verwaltungs¬
gerichtshof die angefochtene Entscheidung nicht als im Gesetze begründet erkennen
konnte und sonach mit deren Aufhebung nach 8 7 des Gesetzes vom 22. Oktober
1875, R.-G.-Bl. Nr. 36 sx 1876, Vorgehen mußte.

Unter Zugrundelegung des obigen Erkenntnisses hat die k. k. n.-ö. Statt-
haltere, nachstehenden Erlaß dem Wiener Magistrate zugemittelt:

Laut des Erkenntnisses vom 27. März 1906, Nr. 3604 V.-G.-H., hat der
k. k. Verwaltungsgerichtshof über die Beschwerde der Gemeinde Wien die Ent¬
scheidung des k. k. Ministeriumsdes Innern vom 21. Oktober 1905, Z. 31384,
h. o. Jntimation vom 27. Oktober 1905, Z. XVI-47I4/2, betreffend das Heimats¬
recht des Josef Wuchterl  nach 87  des Gesetzes vom 22. Oktober 1875,
R.-G.-Bl. Nr. 36 ex 1876, als gesetzlich nicht begründet aufgehoben.

Unter Zugrundelegung der in diesem Erkenntnisse ausgesprochenen Rechls-
anschauung hat das k. k. Ministerium des Innern mit Erlaß vom 2. Mai 1906,
Z. 19600, den Rekursen der Gemeinde Bischofteinitzund des Jolef W u chl er l
gegen die Statthalterei-Entscheidungvom 13. Juni 1903, Z 51257, mit welcher
deren Berufungen gegen den Beschluß des Ausschusses des Wiener Gemeinde¬
rates für die Verleihung des Heimats- und Bürgerrechtes vom 10. Juli 1902,
Z. 16820, betreffend den Widerruf des die Ausnahme des Joses Wuchterl
in den Heimatsverband aussprechenden Beschlusses vom 2. Oktober 1901,
Z. 24270, nicht stattgegeben worden war, keine Folge gegeben, weil der
Genannte dadurch, daß seine Gattin Wilhelmine Wuchterl  während der in
die Ersitzungsfrist fallenden Zeit, und zwar seit 17. Februar 1898 auf öffentliche
Kosten in Krankenpflege steht, der öffentlichen Armeuversorgunganheim-
gefallen ist.

8 .
Walderhaltungsmaßnahmen für Wien und

Umgebung , Gesetz.
Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 3. April 1906,

Z . X a-1064/8 ex 1906 :
An den Wiener Magistrat, Abteilung III.

Seine k. u. k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster Entschließung
vom 4. März 1906 dem vom Landtage des ErzherzogtumesÖsterreich unter
der Enns beschlossenen Entwürfe eines Gesetzes, betreffend einige di- Wald¬
erhaltung bezweckende Maßnahmen, die Allerhöchste Sanktion allerqnädiqst zu
erteilen gerecht.

Die Verlautbarung wird unter einem im n.-ö. Landesgesetz- und Ver¬
ordnungsblatts veranlaßt. Der voraussichtlich erforderliche Bedarf der im 8 6
dieses Gesetzes bezeichnelenAnmeldungsverzeichnisseist ehemöglichst hieher an¬
zuzeigen.

S.
Einschränkung der Wandergewerbe.

(Normalienblatt des Magistrates Nr . 28.)

Die k. k. n.-ö. Statthalterei hat mit dem Rund-Erlasse vom
7. April 1905, Z . I n-609, M .-Abt. XVII 2861/06 Nachstehendes
anher eröffnet:

Der n.-ö. Landes-Ausschuß hat mit Zuschrift von, 10. Februar 1906,
Z. 3022/M., die Statthalterei ersucht, Lizenzen an Scherenschleifer nicht mehr
zu erteilen oder bei der Bewilligung solcher mit größter Rigorosität vorzugeheu.
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Zu diesem Ersuchen bat sich der genannte n.-ö. Landes-Ausschuß durch
eine Interpellation der Landtags-Abgeordneten Iedek  und Genossen veranlaßt
aeseben die unter dem 10. November 1905 im Landtage eingebrachl und damit
begründet wurde, daß die Scherenschleifer wegen ihrer besonderen Exzess,vital
allenthalben gefürchtet sind und deren Herumziehen von der Bevölkerung des
flachen Landes um so unangenehmer empfunden wird, als dieses mit Angriffen
auf deren Eigentum und zumeist höchst zudringlichem Bettel verbunden ist.

Die Statthalterei hat die Berechtigungdieser Beschwerde stets erkannt
und wiederholt Anlaß genommen, die politischen Behörden Niederösterreichs
anzuweisen, bei Ausstellung der Lizenzen zum Betrieb- des Wandergewerbes
(Scherenschleiferei, Stockgräberei, Regenschirmausbessern) mit größter Borsicht
vorzuqehen und solche Lizenzen nur an völlig unbescholtene Personen zu erteilen.

Indem die Statthalterei die Notwendigkeit einer eingehendsten Prüfung
der persönlichenQualität des Lizenzwerbers den politischen Behörden neuerlich
einschärft, stellt sie es der Erwägung der Unterbehörden anheim, in fedem ein¬
zelnen Falle zu beurteilen, ob es überhaupt notwendig ist, eine solche Lizenz
zu erteilen, zumal es notorisch ist, daß diese Lizenzen in den meisten Fällen
nicht zu Zwecken ehrlichen Erwerbes angestrebt werden, vielmehr lediglich aus
dem Grunde, um sür plan-, ziel- und beschäftigungsloses Umherziehen eine
behördliche Legitimation zu besitzen. . .

Die Frage nach der Notwendigkeit eines solchen Gewerbes wird wohl
in den meisten Fällen negativ beantwortet werden müssen und somit auch dann
ein Grund zur Verweigerungder Lizenz gegeben sein, wenn der Lizenzwerber
persönlich zu deren Erlangung qualifiziert erschiene. . .

Daß die meisten dieser mehr oder weniger vorbestraft sind, ist ein weiterer
Grund zur möglichsten Reserve bei Ausstellung solcher Lizenzen und wird bei
Vorbestraften selbst ein nachmaliges Wohlverhalten die Erteilung der erbetenen
Lizenz nicht ohneweiters gerechtfertigt erscheinen lasten, weil es doch übel an¬
gebracht wäre, eine Person, die sich später einem ehrlichen Erwerbe zugewendet,
durch Erteilung der Lizenz vielleicht neuerlich auf die schiefe Ebene arbeitslosen
Umherziehens zu drängen. . .

Dieser Erlaß ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften in Nieder-
österreich, an den Wiener Magistrat und an die beiden Stadlräte in Wiener-
Neustadt und Waidhofena. d. Ubbs.

I«.

selbst autoritativ zu korrigieren. Wenn zum Beispiel gelegentlich einer Gewerbs-
anmcldung zum Nachweise der Befähigung ein unwahres Zeugnis einer Fachschule
vorgelegt wird, wird di- Kompetenz zu besten Annullierung seitens der Gewerbe-
behörden ernstlich nicht in Anspruch genommen werden können. Desgleichen,
wenn der Anmelder eines Realgewerbes seinen Anspruch aus einen unwahren
Nachweis des Eigentums der betreffenden Realität stützen würde, wäre die
Kompetenz zu dessen Ungültigkeitserklärung kaum strittig. Und diese Fälle sind
mit der Prüfung der Richtigkeit eines Arbeitszeugnisses vollkommen analog.

Die von der Statthalter« erhobenen Bedenken sind der Absicht entsprungen,
den Mißbrauch mit unwahren Arbeitszeugnissen einzuschränken. So sehr ein
olches Bestreben unterstützt werden muß, so müssen doch die. darauf ab-

zielenden Schritte aus gesetzlicher Grundlage bleiben, was bei einer Überschreitung
der Kompetenzgrenzen nicht der Fall wäre. Die von der k. k. Statthalterei
intendierten Zwecke können aber aus einem anderen Wege in gleich wirksamer
Weise erreicht werden. .

Von den eigentlichen Arbcits- und Lehrzeugnissen sind nämlich die ihnen
auf Grund des 8 14 der Gewerbeordnung beigesetzten Bestäligungsklauseln der
Genossenschaften und der Gemeindevorstände ebenso zu unterscheiden, wie die
von den Genossenschaften auf Grund der Lehrzeugnisse ausgefertigten Lehrbriefe.
Diese Bestätigungen, beziehungsweise die Lehrbriefe rühren von Organen her,
deren Tätigkeit zu überwachen, die politischen Behörden gesetzlich berufen sind.
Wenn daher seitens der politischen Behörden die Wahrnehmung gemacht wird,
daß Genossenschaften oder Gemeindevorstände die ihnen übertragene Tätigkeit
nicht entsprechend erfüllen, können dieselben bei den Genossenschaften auf Grund
des Z 127 der Gewerbeordnung und bei den Gemeindeorganen auf Grund des
8 61 der böhmischen Gemeindeordnung in Ausübung des Aufsichtsrechtes die
Besorgung der betreffenden Geschäfte, wenn auch nur für den einzelnen Fall,
an sich ziehen und die ihnen geeignet erscheinende Remedur schaffen.

Auch bleibt es den Gewerbebehörden immer unbenommen, behufs Be¬
seitigung etwaiger Mißbräuche, namentlich in jenen Fällen, wo der Verdacht
einer strafgesetzlich verpönten Handlung des Zeugnisinhabers oder des Aus¬
stellers austaucht, die Jngerenz der Gerichte anzurufen.

12 .
(Kift-Verschleiß.

Hansierverbot für das Gebiet der Stadtgemeinde
Bajdahunyad ( Komitat Hunyad ).

Rund -Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 10. April
1906, Z . I a-1204 , M .-Abt. XVIII , 2869/06:

Laut Mitteilung des königlich ungarischen Handelsministeriums vom
6. März 1906, Z . 15528, wurde die Ausübung des Hausierhandels,m Ge¬
biete der StadtgemeindeVajdahuupad des Komitates Huntzad unter Ausrecht-
erhaltung der iin 8 17 der bestehenden Hausiervorschrislen und in den diesen
Paragraphen ergänzenden Nachtragsv-rordnungen den Bewohnern gewisser
Gegenden gewährten Rechte verboten. ^ .

Hievon werden infolge Erlasses des k. k. Handelsministeriumsvom
26. März 1906, Z. 8684/05, verständigt: alle Bezirkshauptmannschaften, die
beiden Stadträte, der Wiener Magistrat (Abteilung XVIl), die Wiener Polizei-
Direktion, sowie die Niederösterreichische Handels- und Gewerbekammer.

11 .
Kompetenz zur Annullierung wahrheitswidriger

Arbeits - und Lehrzeugnisse.
(Normalienblatt des Magistrates Nr . 30.)

Zufolge Statthalterei - Erlasses vom 19. April 1906,
Z . Ia -1299, M .-Abt. XVII, 3085/06 , hat das k. k. Handels¬
ministerium an die k. k. Statthalterei in Prag unterm 31. März
1906 , Z . 26052 ex 1906, nachstehendes eröffnet:

Mit Beziehung auf die in dem an das Ministerium des Innern gerichteten
Berichte vom 3. Mai 1903, Z. 56643, geäußerten Bedenken gegen den vom
Ministerium des Innern anläßlich eines speziellen Falles aufgestellten Grundsatz,
daß die Gewerbcbehördenzur Annullierung wahrheitswidrigerArbeits- und
Lehrzeugnisse nicht kompetent sind, wird der k. k. Statthalter« im Einvernehmen
mit dem k. k. Ministerium des Innern nachstehendes eröffnet:

Sowohl das Arbeits- als auch das Lehrzeugnis ist die Bescheinigung über
den Bestand und die Dauer des Arbeitsvertrages. Zur Überprüfung der Gültig¬
keit des Abschluffes und der Auflösung, somit auch des Bestandes eines solchen
Vertrages sind die Gewerbebehörden nicht kompetent, es kann ihnen daher auch
die Prüfung der Richtigkeit der bezüglichen Bescheinigungen nicht zustehen.

Für die Gewerbebehörden liefert das Arbeilszeugnis nur einen formellen
Behelf zum Nachweise der Arbeitszeit, sie können dessen Inhalt überprüfen, sie
können sich anstatt des Zeugnisses mit einem Zeugennachweise oder sonstigen
geeigneten Beweise über die Verwendung beim Gewerbe begnügen. Die von
ihnen konstatierte Wahrheitswidrigkeitdes Zeugnisses berechtigt sie nur den
geführten Nachweis als nicht erbracht zu erklären und die Strafverfolgung des
Arbeitsgebers(8 bl G. O.) einzuleiten, keineswegs aber den unwahren Behelf

Dekret des magistratischen Bezirksamtes für den XVIII . Bezirk
vom 19. April 1906, Z . 9733/06:

Über das Ansuchen der Firma M. und B. Kopp  wird derselben die
Konzession zum Verschleiß von Giften, insofern dieselbe nicht ausdrücklich den
Apotheken Vorbehalten ist. mit dem B-triebsorte XVIII., Währingerstraße 116,
unter Genehmigung des Herrn Gabriel Falk  als verantwortlichenLeiters
dieses Gift-Verschleißes mit dem Beifügen erteilt, daß bei der Ausübung dieses
Gewerbes die zur Regelung des Giftverkehres erlassenen Bestimmungen,
insbesondere die Miuisterial-Verordnungen vom 21. April 1876, R.-G.-Bl.
Nr. 60, und vom 2. Jänner 1886, R.-G.-Bl. Nr. 10, genau zu besolgen sind.

Die Konzession wurde unter der Register-Zahl 1482/06 in das Gewerbe¬
register eingetragen.

13
Altertümer und Kunstobjekte - Hiutanhaltung ihrer

Verschleppung ins Ansland.
Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 26. April 1906,

Z . IX-1407, M .-Abt. XXII , Z . 1665/06.
Es ist eine bekannte, in der Öffentlichkeit oft beklagte Tatsache, daß aus

dem reichen Schatze an Altertümern und in künstlerischer oder kunstgeschrchtlicher
Beziehung wertvollen Denkmalen, welche aus einer bedeutungsvollen Ver¬
gangenheit auf unsere Tage gekommen sind, im Laufe der Zeit zahlreiche
kostbare Objelte durch Verlaus an das Ausland unwiederbringlich verloren
gegangen sind. . , , . . . .

Mancherlei Vorkommnisse aus jüngster Zeit zeigen aber leider, daß die
Fälle nicht selten sind, in denen es Händlern und Antiquaren gelingt, m den
Besitz wertvoller derartiger Objekte zu gelangen und dieselben außer Land zu
veräußern, bevor noch die zur Wahrung der diesbezüglichen Interessen berufenen
Organe von dem Kaufe selbst Kenntnis erlangen. .

Unter besonderem Hinweise auf das Hoskanzlei-Minlsterial-Schrewen vom
3. April 1827 (politischeG. S ., Band 55, Seite 71), betreffend der Pflicht zur
Anzeige der beabsichtigten Ausfuhr von Kunstwerken in das Ausland, ergeht
daher die Aufforderung, in nachdrücklichster Weise dem Umsichgreifen dieses
Unfuges entgegenzutreten. Als geeignetes Mittel zur Erreichung dieses Zweckes
wird unter anderem auch eine entsprechende und ausdrückliche Belehrung der
Bevölkerung ins Auge zu sassen sein. . . .

Außerdem wird es aber auch Aufgabe der staatlichen Organe sein, den
reisenden Antiquitätenhändlern und Agenten die schärfste Aufmerksamkeitzuzu¬
wenden, deren gewerbliche Legitimationen sorgfältig zu prüfen und namentlich
wenn der Verdacht einer Verschleppung ins Ausland vorliegt, die erworbenen
Kunstobjekte sofort sicherzustellen, die Händler selbst aber wegen Unterlassung
der vorgeschriebenenAnzeige unuachsichllich zu strafen. Schließlich wird der
h. °. Normal-Erlaß vom 6. August 1898, Z. 35029 (N.-S . Nr. 2144) zur
genauesten Darnachachtung in Erinnerung gebracht.



69Amtsblatt der k. k. Reichshaupt- und Residenzstadt Wien. — Nr . 43 , 89 . Mai 1906.

14 .
Vorschriften über den Nichverkehr in Wien.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 30. April 1906,

M .-Abt. IX, 4198/05:
1. Allgemeine Bestimmungen.

8 1. Der Straßentrieb aller Arten von Großbornvieh und Stechvieh
als : Stiere, Ochsen, Kühe, Kälber, Schafe, Lämmer, Schweine, Ziegen ist mit
den in den Absätzen II und III dieser Kundmachung enthaltenen Ausnahmen
im Gemeindegebiete von Wien verboten.

8 2. Zur Beförderung dieses Viehes dürfen nur geeignete, ein Aus¬
brechen der Tiere vollkommen ausschließende Wägen mit Pferdcbespannung
verwendet werden.

Die zur Verwendung gelangenden Wägen samt den bei der Beförderung
der Tiere benützten Gerätschaften sind nach jedesmaligem Gebrauche einer
gründlichen Reinigung zu unterziehen und, falls sie zum Transporte seuchen¬
verdächtiger Tiere verwendet wurden, auch zu desinfizieren.

Bor dem Verladen von Tieren sind die Wägen jedesmal mit reinem,
noch nicht gebrauchtem Stroh oder Sand in genügender Menge zu bestreuen.

Für die geeignete Beschaffenheit des Wagens, für die Reinigung und
Desinfektion, sowie für das Einstreuen ist der Eigentümer des Fuhrwerkes
verantwortlich.

Wägen, welche nicht in dem vorgeschriebenenZustande auf dem Zentral-
Viehmarkte,n St . Marx anlangcn, werden vom Marktamte zurückgewiesen.

8 3. Das gemeinsame, ungetrennte Verladen von Großhornvieh mit
Stechvieh, sowie von Schweinen mit anderem Stechvieh ist untersagt.

Auf einem Wagen dürfen nicht mehr Tiere verladen werden, als der
bei dem Wagentransportegebotenen Dichtigkeit der Verladung und der Größe
des Wagens entspricht.

Stechvieh darf nur ungefesselt befördert werden.
Großhornvieh ist mit entsprechendstarken Stricken an den Wagen an¬

zubinden.
Stiere und Büffel sind doppelt anzuhängen und mit Blenden zu versehen.
Scheues und nicht marschfähiges Großhornvieh ist sofort vom Zentral-

Viehmarkte in das Schlachthaus St . Marx zur Schlachtung zu bringen.
Lebende und Weidner Tiere können gleichzeitig auf einem Wagen nur

dann befördert werden, wenn eine Einrichtung besteht, welche eine Verun¬
reinigung der toten durch lebende Tiere vollkommen ausschließt.

II . Ausnahmen für das Treiben von Großhornvieh.
Z 4. Auf den Nutzrinderverkehr finden diese Vorschriften keine Anwendung.
8 5. Der Trieb von Großhornvieh ist in folgenden Fällen gestattet:

a) Vom Wiener Zentral-Viehmarkte in das Schlachthaus St . Marx;
d) vom Wiener Zentral-Viehmarkte durch das rückwärtige Tor über die

Döblerhofgafle bis zum städtischen Gaswerke, längs der Nord- und Ost¬
planke desselben (Guglgasse) bis zum neuen Wirtshause, unterhalb
desselben durch den Durchlaß der Staalseisenbahnauf dis Simmeringer
Lände und auf dieser bis unterhalb der Waggon-Desinfektionsanstalt,
von da durch die Fuchsboden- und Zinnergasse, Kaiser-Ebersdorfer-,
beziehungsweise Dreherstraße über die Grenze des XI. Gemeindebezirkes;

«) vom Frachtenbahnhofe der Station „Nußdorf" der k. k. Staatsbahnen
durch das südliche Tor desselben, sodann über die Schleusenbrückenrampe
durch den ersten Viadukt in die Eisenbahnstraße und durch diese und das
rückwärtige Tor des Nußdorser Schlachthauses in dieses Schlachthaus;

c>) im XXI. Gcmeindcbezirke.
8 6. Der nach Z 5 zulässige Viehtrieb ist nur während der Tagesstunden

gestatte,.
Das Vieh darf nur gekoppelt und nur in Partien von höchstens 20 Stück

getrieben werden.
Die Treiber haben während des ganzen Weges bei der Partie, zu der

sie gehören, zu verbleiben, jedes ungerechtfertigte Anhalten der Tiere zu unter¬
lassen und sich jeder Mißhandlungder Tiere zu enthalten.

Bei genügender Breite der Straße ist das Treiben des Viehes auf den
Straßenbahngeleisen verboten.

Zu dem Triebe hat der Vieheigenlümerdie erforderliche Anzahl von
Treibern beizustellen, und zwar:

1. Für ein einzelnes Tier, das an der Leine zu führen ist, oder für
zwei Tiere einen Treiber;

2. für eine Partie von 3 bis 10 Stück zwei Treiber;
3. für eine größere Partie bis 20 Stück drei Treiber.
Bei Verwendnng von mehr als einem Treiber hat einer vor den Tieren

zu gehen, um das Ausbrechen derselben zu verhindern.
Als Treiber dürfen nur verläßliche erwachsene Personen verwendet werden.
Treiber, welche dem für Dienstleistungen auf dem Zentral-Viehmarkte

behördlich bestellten Personale entnommen werden, sind verpflichtet, ihre Dienst¬
kleidung und die vom Marktamte erhaltenen Nummern- und Brnslschilde auch
während des Treibens zu tragen und das mit Photographie versehene Lizenz¬
buch über Verlangen der Überwachungsorgane(Z 9) jederzeit vorzuweisen;
andere Treiber müssen während des Treibens mit Ausweisen über ihre Person
versehen sein und haben diese Ausweise über Verlangen der Überwachungs¬
organe (Z 9) jederzeit vorzuweisen.

Bei Trieben vom Zentral-Viehmarkte weg, sind, insofern nicht das eigene
gewerbliche Hilfspersonale des Eigentümersverwendet wird, die Treiber aus
dem Stande der für den Zentral-Viehmarkt bestellten Marklhelfer zu entnehmen
Dem Leiter eines solchen Triebes wird ein Abtriebszettel ausgefolgt, der den
Namen des Viehtriebsleiters enthält und von diesem den behördlichen Organen
über Verlangen vorzuweisen ist.

III . Ausnahmen für das Treiben von Stechvieh.
8 7. Auf das Treiben von Schafen und Ziegen, die zu Zucht- und Nutz¬

zwecken dienen, finden diese Vorschriften keine Anwendung.
8 8. Das Treiben von Schlachtschafen ist, jedoch nur zur Tageszeit und

unter Verwendung von zwei Treibern bei Partien bis zu 100 Stück und von
je einem Treiber mehr für je weitere 100 Stück, gestattet:

1. Im Bezirksteile Kaisermühlen und im XXI. Gemeindebezirke;
2. vom Zentral-Viehmarkte zur Weide und zurück, sowie vom Staats¬

bahnhofe zur Weide oder auf den Zentral-Viehmarkt, und zwar aus folgendem
Wege: durch das rückwärtige Tor des Zentral-Biehmarktes in die Döblerhos-
gafse und Simmeringer Hauptstraße, durch den Viadukt der Wien-Aspangbahn
gegen das Asyl- und Werkhaus, durch den Staatsbahndurchlaß in die Gudrun-
straße, durch die Laimäcker-, Kudlich-, Wald- und Bürgergassc über den oberen
Teil des Bürgerplatzes und durch die David-, Knöll-, Rotenhof- oder Quellen
gaffe zur Triesterstraße und von dieser Strecke durch die nächsten verkehrssreien
Gaffen zu den Weideplätzen.

Die Bestimmungen des 8 6 bezüglich des Treiberpersonales haben auch
auf den Schaftrieb Geltung.

Die aus veterinärpolizeilichen Rücksichten hinsichtlich des Schafweidc-
triebes erlassenen Anordnungen bleiben unberührt.

IV. Schlußbestimmungeu.
8 9. Die Üerwachung der genauen Einhaltung dieser Vorschriften wird

durch die Organe des Vetcrinäramtes, des Marktamtes und der k. k. Sicher¬
heitswache geübt.

Diese Organe werden im gegebenen Falle die entsprechenden Verfügungen
treffen und Übertretungen zur Slrafamtshandlung anzeigen.

8 10. Übertretungen dieser Vorschriften werden ohne Rücksicht auf etwa
gleichzeitig zur Anwendung gelangende strafgesetzliche oder sonstige Bestimmungen
auf Grund der 88 100 und 101 des Gemeiudestatutesfür Wien mit Geld¬
strafen bis zu 400 X oder mit Arreststrafen bis zu 14 Tagen geahndet.

8 11. Diese Vorschriften treten mit 18. Juni 1906 in Kraft und es
werden mit diesem Zeitpunkte die Kundmachungen vom 16. November 1894,
M.-Z. 94785 (betreffend den Transport von Großhorn- und Stechvieb auf
Wägen vom Zentral-Viehmarkte in St . Marx) und vom 28. November 1901,
M.-Z. 83314 (Viehbetriebsordnungder k. k. Reichshaupt- und Residenzstadt
Wien) außer Kraft gesetzt.

IS.

Festsetzung des Taglohnes der staatlichen Anshilfs¬
diener znm Zwecke der Berechnung des von den
Bezirkskrankenkassen zn leistenden Krankengeldes.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom Mai 1906,
M .-Abt. XVIII , 1365/06:

Im Sinne des 8 7 des Krankenversicherungsgesetzesvom 30. März 1888,
R.-G.-Bl. Nr. 33, wird in Gemäßheit des im Einvernehmen mit dem k. k.
Finanzministerium ergangenen Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern
vom 26. August 1903, Z. 35971, beziehungsweise gemäß den Erlässen des
k. k. n.-ö. Statthalterei-Präsidiums vom 8. Oktober 1903, Pr .-Z. 701, und
vom 8. März 1906, Pr -Z. 624/20, die Höhe des üblichen Taglohnes für dr¬
in Wien (I. vis XXI. Bezirk) in Verwendung stehenden staatlichen Aushilfs¬
diener zum Zwecke der Berechnung des von den Bezirkskrankenkaffen zu
leistenden Krankengeldes, und zwar: für die Aushilfsdienerder k. k. Post- und
Telegraphenanstalt mit 2 X 40 ü und für die übrigen staatlichen Aushilfs¬
diener mit 2 X 60 ü festgesetzt und werden demnach die gegenwärtig im
Wiener Gemeindegebiete in Kraft stehenden Verzeichnisseder ortsüblichen Tag-
löhne der Versicherten durch die Aufnahme der Kategorie„Staatliche Aushilfs¬
diener:

s.) der k. k. Post- und Telegraphenanstalten2 X 40 Ir,
i>) der übrigen staatlichen Behörden, Ämter und Anstalten2 X 60 d" —

ergänzt.
Das von der k. k. Bezirksbauptmannschaft Floridsdorf im Jahre 1904

zur Geschäftszahl 1241 für den Gerichtsbezirk Floridsdorf mit der Wirksamkeit
vom 1. März 1904 festgesetzte Schema der ortsüblichen Taglöhne erfährt daher
im Punkte 9 die entsprechende Abänderung, jedoch nur für den mit dem
Landesgesetze vom 28. Dezember 1904, Nr. 1 sx 1905, nach Wien einbezogenen
Teil des ehemaligen Gerichtssprengels Floridsdorf.

Diese Festsetzung hat mit 1. Juni 1906 in Kraft zu treten und bleibt in
Geltung, solange sie nicht ausdrücklich abgeändert wird.

2*
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1V.
Viehseuchen -ÜbereinkommenmitdemDentschenReiche.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 1. Mai 1906,
Z . XII -944/4 , M .-A . IX , 1671/06 :

V o r s ch r i f r.

An alle k. k. Bezirkshauptmannschatfen in Niederösterreich . den Wiener Magistrat,
Abteilung IX , alle magistratischen Bezirksämter in Wien und die Stadträle in

Wiener -Neustadt und Waidhofen a. d. Dbbs.

Im Anschlüsse wird die entsprechende Zahl ker hierortigen Kundmachung
vom 1. Mai 1906 , Z . XII - 944/4 , betreffend die Ausdehnung der Bestim¬
mungen über den Verkehr mit Geflügel nach dem Deutschen Reiche auch auf
den Verkehr mit Tauben dorthin , ferner ein Formulare der künftighin für
Pferdesendungen nach dem Deutschen Reiche auszusertigenden Pferdepäffc über¬
mittelt und zufolge Erlasses des k. k, Ministeriums des Innern folgendes
behufs Darnachachtnng und sofortigen weiteren Veranlassung bekannlgemacht:

1. Wie aus der beiliegenden Kundmachung zu ersehen ist, haben die im
neuen Tierseuchen -Übereinkommen mit dem Deutschen Reiche enthaltenen Be¬
stimmungen über den Verkehr mit Geflügel auch auf Tauben Anwendung zu
finden.

2 . Die zur Ausfuhr von Renn - und Trabrennpferden nach dem Deutschen
Reiche beizubringenden Zeugnisse sind nach dem beigeschlossenen Formulare
auszustellen.

Es ist dafür Sorge zu tragen , daß bei Ausstellung solcher Zeugnisse
seitens der hiezu befugten Faktoren nur diesem Formulare entsprechende Druck¬
sorten verwendet werden.

3 . Die Ausstellung der tierärztlichen Bescheinigungen für zur Ausfuhr
nach dem Deutschen Reiche bestimmter Schafe kann — insoweit Schafräude in
Betracht kommt — erst am 69 . Tage nach der amtlichen Erklärung des Er¬
löschens der Krankheit erfolgen , da nach dem österreichischen Tiersuchengesetze
bei der Schafräude nur eine vierwöchentliche Observationsfrist , nach deren Ab¬
lauf die Aushebung der Sperrmaßregeln erfolgen darf , vorgeschrieben ist,
während diese Frist in Deutschland acht Wochen beträgt und für die vorerwähnte
Bescheinigung vereinbarungsgemäß die längere deutsche Frist maßgebend zu
sein hat.

4 . Die bisher gültigen Fälligkeitstermine der wöchentlichen Tierseuchen-
Ausweise werden künftighin abgeändert.

Diese Ausweise sind vom 15 . Mai 1906 an allwöchentlich so abzu¬
schließen, zu verfassen und zu expedieren , daß dieselben unter allen Umständen
längstens jeden Samstag um 9 Uhr früh einlangen.

In die Ausweise find außer den bisher schon angeführten anzeige¬
pflichtigen Tierseuchen auch noch die Geflügelcholera und Hühnerpest aufzu¬
nehmen.

5 . Im Sinne des Artikels 2 des mehrerwähnten Viehseuchenüberein¬
kommens wird hiemit angeordnet , daß im Biehverkehre mit dem Deutschen
Reiche jeder einzelne Viebpaß mit der vorgeschriebenen lierärztlichen Be-
scheinigungsklansel zu versehen ist.

Es ist daher auch in solchen Fällen , in denen mehrere zu Deckung eines
Transvortes bestimmte Viebpässe zu einem Konvolute zusammengeheftet werden
und bisher nur dem zu oberst gehefteten Passe die tierärztliche Bescheinigung
beizudrucken war , strenge darauf zu sehen , daß in Hinkunft auch bei einem
solchen Paßkonvolutc jeder einzelne Viehpaß mit der vom Tierärzte unter¬
fertigten Klausel versehen werde , da anderenfalls die Einfuhr verweigert werden
könnte.

Das hiernach Erforderliche ist ungesäumt zu veranlassen und gewärtigt
die sialthalterei über den Vollzug näheren Bericht.

* »

Zur Statth .-Z . XII -944/4 aus 1906.

Pferdepaß.
Uisprungszeugnis der Ortsbehörde.

Herr - i- - - -

sendet von — - - ./— . , Bezirk . - . .

2and - . nach. .

. — . . . d— in nachstehendem

tierärztlichen Zeugnisse beschriebe— Rennpferd.

. , den — ten . . 190.

(Unterschrift und Stempel der Orlsbehörde .)

Amtstierärztliche Bescheinigung.

D — nachfolgend bezeichnet ?— Pferd — wurde — von Erscheinungen
ansteckender Pferdekrankheiten frei befunden . Zugleich wird bescheinigt , daß in

dem Gehöfte , in dem d Pferde . ständig untergebracht war . , sowie in
dessen nächster Umgebung ansteckende Pferdekrankheiten in den letzten drei
Monaten nicht vorgekommen sind.

(Genaue Signalement d. Pferd . , Name , Geschlecht, Abstammung , Alter,
Farbe , Abzeichen ) :

. . , den . ten . 190.

(Unterschrift und Stempel des beamteten Tierarztes ) :

Auf Grund vorstehender Atteste kann (können ) d. „ Pferd . gemäß
Ziffer 4 des Schlußprotokolles zum Viehseuchenübereinkommen zwischen dem
Deutschen Reiche und Österreich -Ungarn die österreichisch-deutsche Grenze ohne
amtstierärztliche Grenzuntersuchung und ohne Beibringung eines wetteren
Passes oder Ursprungszeugnisses Passieren.

. , den ten . 190.

(Unterschrift und Siegel des berechtigten Rennklubs . )

17
Nenerrichtung eines Vermessnngsbezirkes Waidyofen

a. d. Ybbs.

Kundmachung der k. k. n .-ö. Finanz -Landes -Direktion vom
1. Mai 1907 , Pr .-Z . 565/1 , M .-Abt . XXII , 1697/06:

Das k. k. Finanzministerium hat mit dem Erlaffe vom 14 . April
Z . 26234 , tue Nenerrichtung eines , die Gemeinden der Stenerbezirke Waid¬
hofen a. d. Dbbs und Gaming umfassenden Vermessungsbczirkes mit dem
Standorte des Evidenzhaltungsfunktionärs in W - idhofen a. d. Ibbs ange¬
ordnet , und wird dieser Vermessungs bezirk mit 1. Juni 1906 aktiviert.

Mit dem gleichen Zeitpunkte tritt im Umfange der Vermeffungsbezirke
Amstelten und Scheibbs eine Änderung in der Weise ein , daß dem Ver¬
messungsbezirke

Ämstetten nunmehr die Stenerbezirke Amstetten , Haag , St . Peter i. d. Au,
Scheibbs nunmehr die Steuerbezirke Scheibbs , Mank

zngewiesen sind.

18 .
Erzeugung von Musikinstrumenten . — Umfang des

Gewerberechtes.

Dekret des magistratischen Bezirksamtes für den VII . Bezirk
Vom 2. Mai 1906 , Z . 10077/06 :

Mit Entscheidung vom 30 . Jänner 1906 , Z 1-6549/05 , hat di - Statt-
Halterei auf Grund des A 36 der Gewerbeordnung ausgesprochen , daß der
Musikinstrumenten - und Sailen -Erzeuger Emanuel W ä h n e r , Inhaber der
Firma Anton Kien dl  in Wien , gemäß H 37 der Gewerbeordnung berechtigt
ist, die für seine selbst erzeugten Musikinstrumente erforderlichen Etuis herzu¬
stelle,, , weil dis Jnstrumentenetuis für sehr empfindliche und ganz individuell
gestaltete Gegenstände bestimmt sind , deren Anfertigung nur von Personen vor¬
genommen werden kan» , welche die besonderen Eigenschaften genau kennen,
weil diese Etuis den Instrumenten einzeln angepaßt und falls sie ihren Zweck,
den L>chutz des Instrumentes , erfüllen sollen , mit diesen gemeinsam angefertigt
werden müssen und weil diese Etuis auch seit jeher von den betreffenden
Musikinstrumentenmachern selbst hergestelll worden sind.

Dem gegen diese Entscheidung eingebrachten Rekurse der Genossenschaft
der Buchbinder - , Ledergalanterie -, Futteral - und Kartonagewaren -Erzeuger in
Wien hat das Handelsministerium mit dem Erlaffe vom 28 . März 1906,
3 , 7250, in der Erwägung keine Folge gegeben, daß nach der gewerbstechnischen
Einrichtung und Entwicklung des von Emanuel Wähner  betriebenen Gewerbes
nicht nur die von demselben hergestellten Instrumente (Zithern ), sondern auch
die als Zubehör derselben erscheinenden Futterale zu den gewerblichen Er¬
zeugnissen eben dieses Gewerbe gezählt werden müssen.

IS.
Gestattung der gewerblichen Arbeit in Korkstein-

sabriken an Sonntagen.

Verordnung des Handelsministeriums im Einvernehmen
mit dem Ministerium des Innern und dem Ministerium für
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Kultus und Unterricht vom 5. Mm 1906 , R .-G .-Bl . Nr . 97
gx 1906:

In Ergänzung der Ministerial -Verordnnng vom 24 . April 1895 , R .-G .-Bl.
Nr . 58 , betreffend die Gestattung der gewerblichen Arbeit an Sonntagen bei
einzelnen Kategorien von Gewerben , wird nachstehendes angeordnet:

Artikel I.

Dem Z 2 der zitierten Verordnung ist — als Punkt 52 — anzufügen:

Bezeichnung derjenigen Gewerbe , beziehungsweise Arbeitsverrichtnnge » , für
welche die Sonntagsarbcit überhaupt oder in bestimmtem Zeitausmaßc ge¬

stattet ist:

52 . Korksteiufabtiken.
Die Sonntagsarbcit ist bei den nach dem Gegenstromverfahren betriebenen

Trocknungsanlagen mit Beschränkung auf die unumgänglich notwendigen Arbeits-
Personen für das Einkarren der Korlsteine in die Trockenkanäle , das Auskarrcn
derselben und für das Vorschieben der Wägen in diesen Kanälen gestattet.

Den an Sonntagen länger als drei Stunden beschäftigten Arbeitern ist als
Ersatzruhe zu gewähren:

Eine 24st8ndige Ruhezeit am darauffolgenden Sonntage.
Artikel III.

Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage der Kundmachung in
Wirksamkeit.

2V.

Mandschurei . Verkehr in derselben.
Rundschreiben der k. k. n .-v. Stutthaltcrei vom 9. Mm

1906 , Z . IX 1534 , M .-Abt . XXII , 1794/06:
Die kaiserlich japanische Gesandtschaff in Wien hat im Aufträge ihrer

Regierung dem k. und k. Ministerium des Äußern mitgeteilt , daß , nachdem die
Truppen ans der Mandschurei größtenteils schon zurückgezogen sind, vom I . Mai
an fremde Staatsangehörige und fremde Handelsschiffe freien Zutritt in
Antoung und Ta -lung -kon erhalten und daß auch die Konsuln fremder Staaten
daselbst ihre Amtstätigkeit ungehindert wieder aufnehmen können . Ebenso werden
vom 1 . Juni ab , die Konsuln fremder Staaten auch in Mukden wieder zn-
gelafsen werden . Von diesem Tage an wird es fremden Staatsangehörigen auch
gestaltet sein , Reisen ins Innere des Landes zu unternehmen , insoweit dies
aus militärischen Rücksichten zulässig ist. Die kaiserlich japanische Regierung
hat ferner den Beschluß gefaßt , den Hafen von Tasten so bald als möglich
dem fremden Handel zu eröffnen.

Die genannte Regierung hat jedoch zugleich erklären lassen, daß sie bei
Reisen ins Innere des Landes eine Garantie für die persönliche Sicherheit der
Reisenden nicht übernehmen könne.

21.

Umfang der Unfallversichernngspflicht des Bau¬
gewerbes.

Erkenntnis des k. k. Verwoltungsgerichtshofes vom 22 . Mm
1906 , Nr . 4484/06 , Arbeiter -Unfallversicherungsanstalt für Nieder¬
österreich Nr . 62829 :

Im Namen Seiner Mchcltiit des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k k.

Senats -Präsidenten Freiherrn v. I a c o b i, in Gegenwart der Räte des k. k
Verwaltungsgerichtshofes v. Ne » kirchen,  Dr . Fri  s ch, Freiherr » v. H o ck
und Grafen C o u d e n h o v e, dann des Schriftführers k. k. Natssekritärs-
Adjunkten R o h r e r , über die Beschwerde der Arbciter -Unsallvcrsicherungs-
anstalt für Niederösterreich in Wien , gegen die Entscheidung des k. k. Mini¬
steriums des Inner » vom 12 . Oktober 1905 , Z . 41414 , betreffend die Nach¬
zahlung von Unfallveisicherungsbeiträgen nebst Verzugszinsen seitens des I . St.
in Wien nach der am 19 . April 1906 dnrchgcsührten öffentlichen mündlichen
Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten sowie
der Ausführungen des Dr . Edmund Lang,  Hof - und Gerichlsadvokaten in
Wien , in Vertretung der Beschwerde , und des k. k. Ministerial -Vize -Sckretärs
8 m i d c k, als Vertreters des belangten k, k. Ministeriums des Innern zu
Recht erkannt:

Die angesochtene Entscheidung wird als gesetzlich nicht begründet auf¬
gehoben.

Entscheid nngsgründe.
Bei der Feststellung der vom mitbelangtcn Inhaber einer Hängegerüst-

Leihanstatt ansbezahlten Lohnsnmme » behufs Bemessung seines Mitgliedbeitrages
an die Arbeiter -Unfallversichernngsanstalt hat letztere die Einbeziehung auch
jener Lohnbeträge gefordert , die aus den Transport der Hängcgerüste vom Werk-
Platze des Unternehmers zu den Baustellen und zurück entfallen . Mit der an¬
gefochtenen Entscheidung wurde dagegen ausgesprochen , daß bei der Berechnung
des Versicherungsbeitrages diese Lohnteile von der Lohnsumme auszuscheide » seien.

Die Begründung dieser Entscheidung lautet : „ Nach § I , Absatz 2 des
UnfallversichernngSgesetzes unterliegen die in Gewerbebetrieben , welche sich auf
die Ausführung von Bauarbeiten erstrecken, beschäftigten Arbeiter der Unfall¬
versichernngspflicht nur rücksichtlich jener Tätigkeiten , welche am Bauplatze selbst
vollzogen werden , wogegen alle übrigen in solchen Betrieben ausgesührten
Arbeiten die Unfallversichernngspflicht nicht begründen . Im vorliegenden Falle ist
der Gewerbebetrieb des Rekurrenten unbestritten aus dem Nechtstitel des ZI,
Absatz 2 des Unfallversicherungsgesetzes für versicherungspflichtig erklärt worden,
weshalb nach dem Gesagten die Versicherungsverpflichtnng nur im beschränkten
Umfange , das ist nur rücksichtlich der Arbeiter beim Aushängen und Abnehmen
der Gerüste und der damit verbundenen , am Bauplatze selbst sich vollziehenden
Transportarbeiter ! platzgreift . Hieraus folgt aber die Beschränkung der Bei¬
tragspflicht auf die aus diesen Tätigkeiten entfallenden Lohnbeträge ."

Der Berwaltnngsgerichtshof hat bei seiner Entscheidung folgendes erwogen:
Das Ministerium ist von der Nechtsanschauung ausgegangen , daß die in

Baubetrieben beschäftigten Arbeiter nur insoweit der Wohltaten der Unfallver¬
sicherung teilhaft seien, als sie unmittelbar bei der Ausführung von Bauarbeiten
tätig sind , und hat bei Anwendung dieses Grundsatzes gesunden , daß die nicht
auf dem Bauplatze selbst vor sich gehenden Transportarbeiten nicht unter den
Begriff „ Ausführung von Bauarbeiten " gefaßt werden können , daß sonach
die Arbeiter eines bangewerblichen Betriebes während der Verrichtung solcher
Arbeiten nicht gegen Unfall versichert seien.

Wird aber in Betracht gezogen , daß das Unfalloersicherungsgesetz — von
der im drittletzten Absätze des Z 1 für die land - oder forstwirtschaftlichen Betriebe
zngestandenen Ausnahme abgesehen — im allgemeinen nur gesamte Betriebe
ohne Unterschied der einzelnen Arbeitsvorgänge , die in denselben Vorkommen,
und ohne Rücksicht darauf , welche von den Arbeitern in diesen Betrieben
jeweils einer größeren oder geringeren Gefährdung ausgcsetzt sind , der Unfall¬
versicherung unterworfen hat , so kann eine solche Unterscheidung auch für den
Bereich der Baubetriebe nicht als den Absichten des Gesetzgebers entsprechend
angesehen werden . Für die „ Gewerbebetriebe , die sich ans die Ausführung von
Banarbeiten erstrecken" , hat das Gesetz auch nach seinem Wortlaute ganz
allgemein , ohne die einzelnen Arbeitsprozeße , die in einem derartigen Betriebe
Vorkommen , zu unterscheiden , die Unfallve , sicherungspflicht ausgesprochen.

Dieser Wortlaut , der mit der Absicht des Gesetzgebers durchaus über¬
einstimmend erscheint , verbietet es , die Bestimmung des Gesetzes einschränkend
dahin ausznlcgen , sdaß gerade in Baugewerbebetrieben nicht , wie sonst, alle
Arbeiten , sondern nur die jeweils auf den Bauplätzen beschäftigten gegen
Unfall versichert sein sollten.

Dazu kommt , daß das Gesetz selbst gerade den in derartigen Betrieben
beschäftigten Arbeitern die Arbeiter gegenüberstellt , die „sonst bei der Aus¬
führung von Bauten beschäftigt sind "^

Hätte das Gesetz wirklich auch bei den Gewerbebetrieben , die sich auf
die Ausführung von Bauten erstrecken, eine Trennung der einzelnen Arbeits¬
vorgänge , eine verschiedene Behandlung der Arbeiter nach der Art oder nach
dem Orte ihrer jeweiligen Verwendung anordnen wollen , so wäre es ganz
überflüssig gewesen , vorerst die Gewerbebetriebe hervorznheben und die nicht
gewerblichen Bauarbeiter in einer besonderen Fassung anzuführen -, der Gesetz¬
geber hätte vielmehr in diesem Falle wohl die nahestegende , schon auch wegen
ihrer Kürze vorznziehende Fassung gewählt : „ Dasselbe gilt von allen Arbeitern
und Bctriebsbeamten , die bei der Ausführung von Banarbeiten — in oder
außer einem Geweibebelriebe , beschäftigt sind " . — Gerade daraus also, daß der
Gesetzgeber die Arbeiter der Baugewerbebetriebe von den einzelnen nicht
gewerblichen Bauarbeitern unterscheidet und ihnen gegenüberstellt , folgt , daß
jene Betriebe — ebenso wie alle sonst in die Unfallversicherung einbezogenen
gewerblichen Betriebe — in ihrer Gesamtheit , ohne Unterscheidung der ein¬
zelnen Arbeitsvorgänge , aus denen sie sich znsammcnsetzen , der Unfallver¬
sicherung unterzogen werden sollten . Es ist auch nicht anzunehmen , daß der
Gesetzgeber , der hier so weit ging , nicht nur die eigentlichen Bangewerbe¬
betriebe , in welchen Banarbeiten regelmäßig znr Ausführung kommen , sondern
olle Gewerbebetriebe , die sich auf die Ausführung von Banarbeiten „ erstrecken ",
in die Unfallversicherung einzubeziehen , gerade bei diesen offenbar als besonders
gefährlich angesehenen gewerblichen Betrieben , und zwar nur bei diesen die
Absicht gehabt habe , die Wohltaten der Unfallversicherung den Arbeitern zu
gewähren oder vorzuenthalten , je nach dem Orte , an dem sie gerade beschäftigt
sind , beziehungsweise je nach der Art der Arbeit , welche sie gerade zu verrichten
haben . Es ist in gleicher Weise unwahrscheinlich , daß der Gesetzgeber aus¬
schließlich an jene Unfälle gedacht habe , denen Bauarbeiter gerade auf den Bau¬
plätzen selbst ausgesetzt sind , nicht ober auch an jene großen und steten Gefahren,
die den in einem derartigen Betriebe beschäftigten Zimmermann -, Steinmetz - ,
Transportarbeiter und so fort auf dem Werkplatze , bei der Zn - und Abfuhr
von Materialien u . dgl . bedrohen . Endlich kann auch nicht übersehen werden,
daß die Schwierigkeiten , die sich bei der in der angefochtenen Entscheidung
vertretenen Auffassung für die betreffenden Unternehmer , sowie für die Unfall-
versicherungsaustalten bei der Feststellung der der Beilragsberechnung zugrunde
zu legenden Lohnsnmmen dadurch ergeben , daß nicht mehr die ganzen Lohn¬
beträge in Betracht kommen sollten , sondern nur jene Teilbeträge , die auf die
Zeit entfallen , da jeder einzelne Arbeiter gerade auf dem Bauplatze beschäftigt
ivar , gleichfalls mit den allgemeinen Grundsätzen nicht in Einklang gebracht
werden könnten , von welchen das Gesetz beherrscht ist.

Diese Erwägungen stehen mit dem Gedanken nicht im Widerspruche , daß
der Anlaß znr Unfallversicherung in der Unfallsgefahr gelegen und daß die
Ursache für die Einbeziehung der Bauarbeiter in die Unfallversicherung in den
mit der „ Ausführung von Bauten " verbundenen Gefahren zu suchen ist.

Denn genau so wie die aus der Verwendung einer Dampfmaschine sich
ergebende Unsallsgefahr den Gesetzgeber bestimmt hat , den ganzen Gewerbe¬
betrieb , in welchem die Maschine verwendet wird , ohne Rücksicht darauf , ob
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nur einzelne oder alle darin beschäftigten Arbeiter mit der Maschine in Be¬
rührung kommen und durch dieselbe einer Unfallsgefahr ausgesetzt sind , als
nnsallversicherungspflichtig zu erkläre » , und wie auch hier das Gesetz ein
„insoferne " oder . insoweit " nicht kennt : wollte das Gesetz offenbar auch in
Anbetracht der bei der „Ausführung von Bauten " vorhandenen Unfallsgefahr
die betreffenden Gewerbebetriebe ebenfalls als Gesamtbetriebe der Unfall¬
versicherung unterwerfen ; cs liegt also kein Grund vor , anzunehmen , daß
gerade bei diesen Gewerbebetrieben der Gesetzgeber ausnahmsweise auch ein
„insoferne " einschalte » wollte , welches er im Wortlaute des Gesetzes selbst
nicht ausgesprochen hat.

Die angefochtene Enischeidung mußte daher als rechtsirrtümlich auf¬
gehoben werden.

II. Normativbestimimmgeii.
Hemeinderat:

ss.
Rückvergütung von Grabstellgebühreu . — Wiener

Zentral Friedhof
Zufolge Gemeinderals -Beschluffes vom 24 . April 1906 , Pr .-Z . 5210/06,

wurden die Bestimmungen des Gemeinderals -Beschluffes vom 17 . Oktober 1876,
G .-R .-Z . 2629 , betreffend die Rückvergütung von Grabstellgebühren außer Kraft
gesetzt und treten an deren Stelle vom 5. Altai 1906 nachstehende Bestimmungen
in Wirksamkeit , wodurch der H 14 der Begräbnis - und Gräbcrordnung des
Zentral -Friedhofes der Stadt Wien eine Erweiterung erfährt:

Wird ein Grab vor Ablauf d-r Benützungsdauer der Gemeinde leer zur
Lerfügiing gestellt und um Rückvergütung angesucht , so hat die Partei einen
Anspruch aus Rückvergütung eines Teiles der Grabstell - beziehungsweise
Nenovationsgebühr , welcher in nachstehender Weise berechnet wird:

1. Die alljährliche Benützungsguote ergibt sich durch die Teilung der
reinen Grabstellgebühr , d. i . die Gebühr für eine bestimmte Benützungsdaner,
beziehungsweise der zuletzt eingezahlten Nenovationsgebühr durch die Anzahl
der Benützniigsjadre , welche durch den Erlag dieser Gebühr erlangt werden.

2 . Diese alljährliche Benütziuigsqnote multipliziert mit der Anzahl der
Jahre , während welcher das Grab der Verfügung der Gemeinde entzogen
war , gibt die Abzugsgebühr.

Vom Tage der Behebung des Rückvergütungsbetrages erlangt die Ge¬
meinde wieder das Versügungsrecht über das Grab.

3 . Diese Abzugsgebühr ist bei Gräbern , welche ans eine bestimmte Zeit¬
dauer erworben wurden , von der Grabstell - beziehungsweise Renovations¬
gebühr , bei Gräbern , welche auf Fricdhofsdaner erworben sind , jedoch von
der Summe der reinen Grabstellgebühr und der Graberhaltungsgebühr abzu¬
ziehen ; der sich hienach in beiden Füllen ergebende Nest wird rückvergütet.

Für vorstehende Berechnungen ist grundsätzlich ein begonnenes Benütznngs-
jahr für ein volles zu rechnen.

Die Festsetzung der RUckvergUtungsgebühren bei Grüften und bei den
Gräbern im Kapellenhose des Wiener Zentral -Friedhofes ist der Beschluß¬
fassung des Stadtrates Vorbehalten . (M .-Abt . X , 7056/03 .)

23 .
Rückvergütung von Grabstellgebühreu . — Friedhöfe
der Stadt Wien mit Ausnahme des Wiener Zentral

Friedhofes.
Zufolge Gemeinderats -Beschluffes vom 24 . April 1906 , Pr .-Z . 5210/06,

wurden die Bestimmungen des Gemeinderats -Beschluffes vom 5. Juli 1893,
G .-R .-Z . 4239 , Absatz 6 des Z 11 der Begräbnis - und Gräberordnung für
die Friedhöfe der Stadt Wien mit Ausnahme des Wiener Zentral -Friedhofes,
sowie die in den alten Gräberordnungen für die Rückvergütung von Grabstell¬
gebühren bestehenden Bestimmungen außer Kraft gesetzt und treten an deren
Stelle vom 5 . Mai 1906 nachstehende Bestimmungen in Wirksamkeit:

Wird ein Grab vor Ablauf der Bcnlltzungsdauer der Gemeinde leer zur
Verfügung gestellt und um Rückvergütung angesucht , so hat die Partei einen
Anspruch auf Rückvergütung eines Teiles der Grabstell - beziehungsweise
Nenovationsgebühr , welcher in nachstehender Weise berechnet wird:

1 . Die alljährliche Benütznugsquote ergibt sich durch die Teilung der
reinen Grabstellgebühr , d. i . die Gebühr für eine bestimmte Benützungsdauer
beziehungsweise der zuletzt eingezahlten Nenovationsgebühr durch die Anzahl
der Benützuugsjahre , welche durch den Erlag dieser Gebühr erlangt werden.

2 . Diese alljährliche Benützungsguote multipliziert mit der Anzahl der
Jahre , während welcher das Grab der Verfügung der Gemeinde entzogen war,
gibt die Abzugsgebühr.

Vom Tage der Behebung des Rückvergütungsbetrages erlangt die Ge¬
meinde wieder das Verfügungsrecht über das Grab.

3 . Diese Abzugsgebühr ist bei Gräbern , welche auf eine bestimmte Zeit¬
dauer erworben wurden , von der Grabstell - beziehungsweise Renovationsgebühr,
bei Gräbern , welche auf Friedhofsdaucr erworben sind , jedoch von der Summe
der reinen Grabstellgebühr und der Graberhaltungsgebühr abzuziehen ; der sich
hienach in beiden Fällen ergebende Rest wird rückvergütet.

Für vorstehende Berechnungen ist grundsätzlich ein begonnenes Benütznngs-
jahr für ein volles zu rechnen.

Die Festsetzung der Rückvergütungsgebühren bei Grüften ist der Beschluß¬
fassung des Stadtrates Vorbehalten . (M .-A . X , 7016/03 .)

-Magistrat:
24 .

Gewerberegifterführuug ; Registrierung der
Gewerbeakten.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchncr
vom 3. April 1906 , M . D . 963 06 (Normalienblatt des Magi¬
strates Nr . 27 ) :

Aus den unterm 30 . Juni 1905 beziehungsweise unterm 31 . Jänner 1906
gefaßten und vom Herrn Vize -Bürgermeister Dr . Joses Porzer  genehmigten
Beschlüsse» des Magistrats -Gremiums (vgl . die Magistrats -Erlässe vom 6 . Sep¬
tember 1905 und vom 28 . Februar 1906 , M .-Abt . XVII , 1033/04 ) ergeben
sich für die Neueinrichtung und Führung des Gewerberegisters folgende
Grundsätze:

Für die Neueinrichtung deS nach § 145 der G . O . zu führenden Ge¬
werberegisters wird ein eigenes System u . zw . ein Zettelkatastersystem geschaffen.
Nach diesem Systeme ist beim Zentral - Wahl - und Steuerkalaster ein Zentral-
Gewerberegister zu führen , welches sich auf die Evidenz der der Gewerbe-
Ordnung unterworfenen Unternehmungen zu beschränken hat.

Die Neuanlage des Gewerberegisters umfaßt zweierlei Arbeiten , u . zw . :
1. Die Fortführung des Gewerberegisters » ach dem neuen Systeme vom

l . Jänner 1906 an und
2 . die Nachtragung der bis zu diesem Zeitpunkte bestandenen lebenden

bezw . aufrecht gewesenen Gewerbe.

1. Fortführung d e s G e w e r b e r e g ist e r s nach dem neueu
Systeme.

X . Die Grundlage für die Anfertigung des Gewerberegisters bildet das
G e w e rb er e g i st e r b l a tt , welches bei der Anmeldung von Gewerben,
bzw . bei der Ausfertigung von Konzessionen von den betreffenden Beamte»
ausgesertigt wird.

Dieses Gewerbercgisterblatt tritt an die Stelle des früher üblich gewesenen
Gewerbekatasterblattes.

Für jede Gewerbegruppe (freie , handwerksmäßige und konzessionierte
Gewerbe ) wird ein eigenes Negisterblatt angelegt und unterscheiden sich diese
Registerblältcr außer dem Inhalte » ach auch äußerlich dadurch von einander,
daß sie auf verschiedenfärbigem Papier gedruckt werden , u. zw. für die freie»
Gewerbe auf gelbem , für die handwerksmäßigen Gewerbe aus grünem und für
die konzessionierten Gewerbe auf rosasärbigem Papier.

L . Für jedes neu entstehende originäre Gewerberecht sind in Hinkunft
zwei  Gewerberegisterblätter mittels Pauseverfahrens anzulegeu , mit der
Gewerberegistcrzahl zu versehen und täglich an den Zentral - Wahl - und
Sleneikataster einzusenden.

0 . Die Gewerbcregisterzahlen werden wie vor dem 1 . Jänner 1906 nur
von den mag . Bezirksämtern (Steueramtsabteilungen ) , also auch für die in
den Mag .-Abteilungen behandelten Gewerbe u . zw. fortlaufend im Anschluffe
an die für jede der drei Gewerbekategorieu (freie , handwerksmäßige und kon¬
zessionierte Gewerbe ) bereits angewiesenen Gewerberegisterzahlen vergeben , und
es sind zur Evidenzhaltung der letzteren nach den Gewerbegruppen gesonderte
Verzeichnisse zu führen , welche die Registernummer , den Namen der Partei,
die Bezeichnung und den Standort des Gewerbes und die Steuerkontozahl
zu enthalten haben.

v . Freigewordene Gewerberegisterzahlen sind vorläufig nicht neu zu ver¬
geben , doch hat der Zentral -Wahl - und Steuerkataster dieselben für jeden
einzelnen Bezirk in Evidenz zu führen , um sie gegebenenfalls den mag . Bezirks¬
ämtern Mitteilen zu können.

L . Neben die Gewerberegisterzahl ist die zutreffende Bezeichnung einer
der Gewerbegruppe « : I ( freie ), Ir (handwerksmäßige ) oder ü (konzessionierte)
zu setzen und unter die Gewerberegtsterzahl kommt die abgekürzte Bezeichnung
des Amtes , so daß eine Bruchform entsteht ; überdies ist es notwendig , um eine
Verwechslung der Gewerberegisterzahlen mit den neuen Steuerkontozahlen
hintanzuhalten , erstere in jedem Falle ausdrücklich als Reg . Z . zu bezeichnen

Reg .-Z . 1402/k
ö' M . B . A . IV

I?. Bei Veränderungen an Gewerberechten als : Nichtbetrieb , Wieder¬
betrieb , Fortbetrieb für Rechnung der Konkurs - oder Verlassenschaslsmaffe , der
Witwe oder der minderjährigen Erben , ferner Bestellung einer Geschäftsführers
oder Pächters (auch Zwangsverwalttrng oder Zwangsverpachtung ), Übersiedlung,
Eröffnung von Filialbetrieben (wenn hiefür nicht , wie bei konzessionierten
Gewerben eine originäre Gewerbeberechtigung ausgesertigt wird ), Zurücklegung,
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Zurücknahme oder Entziehung der Gewerbsberechtigung rc . darf keine neue
Gewerberegisterzahl  angewiesen werden , sondern es sind alle Ver¬
änderungen mittels „Videat sofort"  dem Zentral -Wahl - und Steuer -
kalaster behufs Vormerkung auf dem Gewerberegisterblatte bekanutzugeben.

Zu diesem Zwecke und auch mit Rücksicht auf die Registratur muß bei
allen in Betracht kommenden Erledigungen stets die Gewerberegisterzahl an
leicht sichtbarer Stelle (etwa rechts oberhalb des Datums ) angeführt werden.

8 . Sollten sich in G -werberechten , die schon vor dem 1. Jänner 1892
entstanden sind und für welche noch alte , vom Magistrate oder von Bezirls-
hauptinaunschafteii vergebene Gewerberegisterzahlen bestehen , Veränderungen
ergeben , so ist eine neue  Gewerberegisterzahl für das betreffende Gewerbe ' zu

eröffnen und derselben das Wort „ n e u " beizufügen z. B . IV^

dluf dem Gewerberegisterblatte ist von dem ausfertigenden Amte in
diesem Falle auch die alte Gewerberegisterzahl , wenn sie ohne besonderen
Zeitaufwand ermittelt werden kann , neben der neuen einzusetzen und mit

dem Worte „ a l t " als solche zu bezeichnen z. B . _ R °g.-Z . alt I42/K

Reg .-Z . alt 142/k
B . H. SechshauS.

8 . Ist einem Amte di- Gewerberegisterzahl z . B . bei Filialanmeldungen
unbekannt oder bestehen Zweifel darüber , ob für ein älteres G -werberecht
schon eine neue Gewerberegisterzahl angewiesen wurde , so ist eine diesbezügliche
Anfrage im kurzen Weg - an den Zentral -Wahl - und Steuerkataster zu richten.

I . Fabriksmäßige Betriebe sind in jene Gewerbegruppe einzureihe » , in
welche das betreffende Gewerbe seiner Natur nach gehört . In zweifelhaften
Fallen sind solche Betriebe in die Gruppe der freien Gewerbe eiuzureihen.

X . Selbstverständlich ist es , daß unbefugte Gewerbebetriebe in das
Gewerberegister nicht ausgenommen werden dürfen ; ebenso selbstverständlich ist
es auch , daß die Vergebung von Steilerkontozahlen und die Vergebung von Ge¬
werberegisterzahlen von einander unabhängig sind , wenn sie auch oft zu gleicher
Zeit erfolgen . Desgleichen ist die Aufnahme der Realgewerbe in das Gewerbe-
register überflüssig , da diese ohnehin separat in Evidenz geführt werden ; es
entfallt daher für diese Gewerbe die Ausfertigung der Gewerberegisterblätter.

Amtshandlung Zentral -Wahl - und Steuerkataster betrifft,
so haben daselbst die von den magistratischen Bezirksämtern und den Magistrats-
Abteilungen für jeden einzelnen Fall einlangeuden Gewerberegisterblätter in
folgender Weise zur Bearbeitung zu gelangen:

.Das bi»e Exemplar der Gewerberegisterblätter wird wie vor dem
1. Jänner 1906 für Steuer - und statistische Zwecke verwendet.

Das zweite Exemplar hat für die Zwecke des Zentral -Gewerberegistcrs
zu dienen . Aus diesem Registerblatte wird das demselben in der Farbe ent-
sprechende Zentral -Gewerberegisterblatt angesertigt , welches auszugsweise die
hauptsächlich für ein Gewerberegister erforderlichen Daten zu enthalten hat.

^ . DaS ausgefertigte Zentral -Gewerberegisterblatt , das auf der zweiten
Seite mit Rubriken für die Veränderungen im Gewerbebetriebe versehen ist,
>fl sohin in die zugehörigen Kartons einznlegen.

Solcher Kartons bestehen für das Zentral -Gewerberegister drei Gattungen,
und zwar auch äußerlich in der Farbe den Gewerberegisterblätter » ent¬
sprechend für die drei Gewerbehauptgruppen.

In den für 500 Blätter eingerichteten Kartons sind die für verschiedene
Gewerbe ausgefertigten Zentral - Gewerberegisterblätter durch alphabetisch und
lautlich geordnete , mit Aufschriften versehene , steife, bewegliche Abteilungsblätter
von einander zu trennen ; innerhalb jeder auf solche Art für ein bestimmtes
Gewerbe entsprechenden Abteilung müssen die Gewerberegisterblätter nach den
Namen der Gewerbsinhaber alphabetisch und lautlich gelegt werden und ist
bei dem Legen der Blätter auch auf die Unterscheidung , ob fabriksmäßiqer
Betrieb oder nicht , Bedacht zu nehmen.

, In jedem Karton , dessen Inhalt auch außen ersichtlich ist, befindet sich
ein Verzeichnis , in welchem der jeweilige Stand der in demselben eingeteilten
Gewerbegattungen täglich ersichtlich zu machen ist.

- , Behelfe werden im Zentral -Wahl - und Steuerkataster
folgende Register und Vormerkungen geführt , und zwar das

-») Mchtbetriebs-Register.
In diesem Register erliegen die aus dem Zentral -Gewerberegister aus-

geschiedenen Zentral -Gewerberegisterblätter über die im Nichtbetriebe befindlichen
Gewerbe , alphabetisch und lautlich nach dem Namen der Gewerbeinhaber
gelegt.

d>Abfall-Register.
Dieses enthält gleichfalls alphabetisch und lautlich nach dem Namen der

Geweibeinhaber gelegt die aus dem Zentral -Gewerberegister ausgeschiedeue»
Zentral -Gewerberegisterblätter über erloschene Gewerbsrechte.

e) Namen-Register.
In dieses werden die von den magistratischen Bezirksämtern beziehungs¬

weise inagistratffchen Abteilungen ausgefertigten Gewerberegisterblätter nach
Anfertigung des Auszuges für das Zentral -Gewerberegisterblatt alphabetisch
und lautlich eiugereiht.

Dieses Register ermöglicht das Nachsuchen nach dem Namen des Ge-
werbeinhabers.

«>>Auskunfts-Register.
Aus den in dieses Register eingelegten Blättern wird « sichtlich sein , ob

ein bestimmtes Gewerbe ein freies , handwerksmäßiges oder konzessioniertes
ist, sowie die Nummer des Kartons , in welchem das gesuchte Gewerbe zu finden
ist, und zu welcher Genoffenschaft letzteres gehört.

«) Genossenschafts-Register.
Aus diesem ist zu entnehmen , welch- Gewerbe in eine Genossenschaft

vereinigt sind und in welchem Karton jedes dieser Gewerbe zu finden ist.

ä und s werden außerdem sogenannte Weiserzettel geführt.

Überdies besteht im Zentral -Wahl - und Steuerkatataster ein Evidenz-
buch,  in welches täglich die Anzahl der Gewerbsanmeldungen eingetragen
wird , und schließlich ein Zeutral - Eiulauf - und Abgabebüch  um
die Anzahl der durchgeführlen Akten und deren richtigen Abgang kontrollieren
zu können.

Endlich hat der Zentral -Wahl - und Steuerkataster auch dafür Sorge zu
tragen , daß bei Anfragen , welche bloß den Namen des Pächters (Witwe rc .),
sowie die Bezeichnung des Gewerbes und des Standortes enthalten , entsprechende
Auskünfte aus dem Gewerberegister erteilt werden können.

Lll 2. Nachtragung der bis zu ml . Jänner  1906 bestandenen
lebenden Gewerbe.

Der Zentral -Wahl - und Steuerkataster hat unter Zuhilfenahme seiner
Erwerbsteuer -Hauptbücher und der Kontobücher der 20 Steueramts -Abteilungen
der alten Bezirke sowie der bezüglich des XXI . Bezirkes zu Gebote stehenden
Vorschreibungen die Nachtragnng der lebenden Gewerbe vom 1. Jänner 1906
an durch Verfassung und Einlegung der Zentral -Gewerberegisterblätter in die
betreffenden Kartons sukzessive durchzuführen . Ergeben sich hiebei in einzelnen
Fällen Zweifel Uber die Eigenschaft eines speziellen Gewerbes , so ist zunächst
die Weisung des betreffenden magistratischen Bezirksamtes eiuzuholen ; in jenen
Fallen , in welchen diesbezüglich auch das magistratische Bezirksamt Zweifel
hegt , ist die Entscheidung durch die Mag .-Abt . XVII , welch- auch über die in
ihr Ressort fallenden Gewerbe in strittigen Fällen die Entscheidung trifft , ein-
zuholen.

Schließlich wird noch bemerkt , daß die Unterstützung der k. I. Polizei-
Kommissariate bei Führung des Zentral -Gewerberegisters durch ausnahmslose
Übersendung der Meldezettel für Gewerbetreibende an den Zentral -Wahl - und
Steuerkataster angesprochen wurde und daß die von einzelnen magistratischen
Bezirksämtern angeregten Verbesserungen hinsichtlich des Formates , Papieres
und Textes der Negiflerblätter anläßlich der Neuauflage dieser Drucksorte » nach
vorheriger Beratung im Bezirksamtsleitcr -Komitee durch die Mag .-Abt . XVII
Berücksichtigung finden werde » , sowie , daß für den Fall , als noch irgend welche
zweifelhafte Fragen bestehen sollten , diese der genannten Magistrats - Abteilung
im kurzen Wege bekanntzugebe » sind.

Gleichzeitig wird die mit dem h. 8. Erlaffe vom 23 . Dezember 1905,
M .-D . 3375/04 , Normalienblatt Nr . 90/05 , veröffentliche Registraturs-
Vorschrift  in folgender Weise abgeändert:

1 . Die den einzelnen Gewerbebetrieb betreffenden Gewerbe - Akten
sind g etrennt  von den Steuer -Akten zu registrieren . Die erster « , sind mit
dem Buchstaben der Registraturs -Rubrik für Gewerbe -Angelegenheiten 8 und
der Gewerberegisterbezeichnung zu überschreiben.

Diese besteht aus:

a) der Gewerberegisternnmnier , v o r welche die Bezeichnung „Reg .-Z ." und
n e b e n welche die zutreffende Bezeichnung einer der Gewerbegruppen:
I (freie ), ü (handwerksmäßige ) , ü (konzessionierte ) gesetzt wird , und

o) aus der in Bruchform darunter gestellten Bezeichnung desjenigen magi¬
stratischen Bezirksamtes , welches die Gewerberegisternummer vergeben
hat , und zwar mit M .„B . A. und der zugehörigen römischen Zahl z . B . :

^ ^ eg.-Z . 1501/k ^ Reg .-Z . 22/ü
H M . B . A . XIV ' H M . « . A . XXI'

Die Steuer - Akten  sind wie bisher mit der Sleuerkontozahl zu
überschreiben.

Beide Registratursbezeichnungen sind in den Geschäfts - Protokollen
instruktionsniäßig durchzuführen.

Als Gewerbe -Akten im Sinne dieses Punktes sind alle für den Gewerbe,
betrieb als solchen weseutlichen Alten anzusehen , also die Gewcrbeanmeldung.
Nichtbetriebs , und Wiederbetriebsanzeigen , Pachtbetrieb , Bestellung eines
Geschäfissührers , Forlbetrieb durch die Witwe oder die minderjährigen Erbe »,
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gewerbliche B -triebsanlagen , G -werbeübersiedlungen , gerichtliche Gewerbe-
Pfändungen (letztere sind natürlich der Steueramts -Abteilung und allenfalls
auch der Exekutionsamts -Abteilung zur Vormerkung zu übermitteln ), Gewerbe¬
auheimsagungen , Gewerbeentziehungen , Gewerbezurücknahmen.

In diese Kategorie fallen nicht : Lehrverträge . Legitimationen für Hand-
lungSreisende , Gewerbestrafen u. dgl.

2 . Bei der Übersiedlung  eines Gewerbebetriebes in einen anderen
Bezirk sind die Gewerbe -Akten abzutreten . In diesem Falle ist in der Registratur
des die Akten abtretenden Amtes ein Überweisungsblatt an die Stelle des
abgetretenen Aktes einzulegen ; dieses Blatt hat die Registratursbezeichnung des
Aktes , den Namen des Gewerbsinhabers , das Datum und das Amt , dem der
Akt abgetreten wurde , zu enthalten . Bei Gewerbsübersiedlunge » ist die Register¬
zahl nicht weiter zu vergeben , vielmehr offen zu lasten.

3 . Die Aufbewahrung der Gewerbe -Akten erfolgt in jedem magistratischen
Bezirksamte der Registratursbezeichnung entsprechend nach der römischen Ziffer
der Bezirke  und innerhalb derselben nach den drei Gewerbegruppen l, ü , ü
in der arithmetischen Reihenfolge der Gewerberegisternummern.

In den Magistr ° ts - Abteilun gen  hat di - Registrierung der Ge¬
werbe -Akten in derselben Weise wie vor dem 1. Jänner 1906 nach der Geschäfts-
zahl , nicht nach der Gewerberegisterzahl zu erfolgen.

4 Eine Umschreibung der alten Gewerbe -Akten aus Registernnmmern ist
nicht generell , sondern nur v o n F a l l z u F a l l , bei Gewerbsübersiedlungen
u . dgl . vorzunehmen.

Ergibt sich die Notwendigkeit der Umschreibung von Gewerbe -Akten , die
aus der Zeit vor dem 1. Jänner 1892 stammen , so ist die N -uregistrierung
nicht unter der ursprünglichen Registerzahl dnrchzuführen , vielmehr eine neue
Gewerberegisterzahl anzuweisen , beziehungsweise die etwa schon angewiesene
neue Gewerberegisternummer für die Registrierung des Aktes zu benützen.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte nnd im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

LS« « publizierten Gesetze und Verordnungen.
L.. Reichsgesehblatt.

Nr . 82 . Verordnung des Finanzministeriums vom
7. April 1906 wegen Abänderung der Bestimmungen über den
steuerfreien Bezug von steuerbarem Mineralöl.

Nr . 83 . Verordnung der Ministerien des Innern,
der Justiz , der Finanzen , des Handels und des
Ackerbaues vom 12 . April 1906 , betreffend die Mischung von
Nüben - (Rohr -) und Stärkesirup.

Nr . 84 . Gesetz vom 3. April 1906 Uber den Scheck.
Nr . 85 . Verordnung des Leiters des Ministeriums

sür Kultus und Unterricht und des Finanzministers
vom 7. April 1906 , womit der für die Führung des Dekaualsamtcs
i» den nach dem Gesetze vom 19 . September 1898 , R .- G .-Bl . Nr . 176 , einzu-
bringenden Lokaleinkommensteuerbekennlniffm der kongrnaergänzungsberechligten
Seelsorgegeistlichkeit als Ausgabepost anzuerkennende Betrag in Ansehung der
neuerrichteten Dekanate Skalat und Podhajce in der römisch -katholischen Erz-
diözese Lemberg festgesetzt wird.

Nr . 88 . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und der Eisenbahnen vom 14. April 1906 , mit welcher
das Übereinkommen zwischen Österreich -Ungarn und der Schweiz vom 9 .März
1906 über die Zollabfertigung im Eisenbahnverkehr kundgemacht wird.

Nr . 87 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 19. April 1906 , betreffend di- Konzessionierung einer mit
elektrischer Kraft zu betreibenden normalspurigen Kleinbahnlinie vom Dietrich¬
steinplatze in Graz nach dem Vororte St . Peter.

Nr . 88 . Konzessionsurkunde vom 31 . April 1906
für die Lokalbahn von Nemotitz nach Koritschan.

Nr . 8S . Verordnung des Justizministeriums im
Einvernehmen mit dem Handelsministerium vom
26 . April 1906 , betreffend Änderungen IN der Anlegung und Führung
des Handelsregisters.

Nr . S« . Verordnung der Ministerien des Acker¬
baues , des Handels , des Innern und der Finanzen
vom 1. Mai 1906 , betreffend die Zollabfertigung der Pferde im
Verkehre nach dem Deutschen Reiche.

Nr . S1 . Verordnung der Ministerien des Handels
und des Innern vom 24 . April 1906 , mit welcher das
gesamte Gebiet der Reichshaupt - und Residenzstadt Wien in dem durch das
Gesetz vom 28 . Dezember 1904 , L.-G .-Bl . Nr . 1 sr 190S , erweiterten Um¬
fange als ausgenommener Ort im Sinne des H 2, Absatz 2 des Gesetzes vom
26 . Dezember 1893 , R .-G .-Bl . Nr . 193 , betreffend die Regelung der konzes¬
sionierten Baugewerbe , erklärt wird.

Nr . S2 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 5. Mai 1906 , betreffend einige Abänderungen im8 2 des
Statuts für den Staatseisenbahnrat.

Nr . S3 . Kundmachung des Finanzministeriums vom
20 . April 1906 , betreffend die Errichtung einer Expositur des Neben¬
zollamtes Vallarsa in Piano della Fugazza (Streva ) sür die Dauer der
Sommermonate des Jahres 1906.

Nr . S4 . Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern
Vom 5. Mai 1906 , betreffend die Amtsführung der Assistentinnen der
Gewerbeinspektion.

Nr . S5 . Verordnung der Ministerien des Innern
und der Finanzen vom 10 . Mai 1906 , mit welcher in
Durchführung des Gesetzes vom 8 . Juli 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 144 , betreffend
die Begünstigung für Gebäude mit gesunden und billigen Arbeiterwohnungen,
der Moximalprozentsatz der Verzinsung solcher Gebäude für Böhmen fest¬
gesetzt wird.

Nr . S« . Verordnung der Ministerien des Innern
und der Finanzen vom 10. Mai 1906 , mit welcher in
Durchführung des Gesetzes vom 8 . Juli 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 144 , Bestimmungen
über die Bemessung des Jahreseinkommens der Bewohner von Arbeiterwohn¬
gebäuden in Aussig , Gablonz , Pilsen , Reichenberg und Umgebung getroffen
werden.

Nr . S7 . Verordnung des Handelsministeriums im
Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern und
dem Ministerium für Kultus und Unterricht vom
5 . Mai 1906 , mit welcher die Ministerial -Verordnung vom 24 . April
1895 , R .-G .-Bl . Nr . 58 , betreffend die Gestattung der gewerblichen Arbeit an
Sonntagen bei einzelnen Kategorien von Gewerben ergänzt wird .*)

Nr . S8 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 7. Mai 1906 , betreffend die Postzustellung von amtlichen
Ausfertigungen im Verfahren wegen Gesällsübertretungen hinsichtlich des
Königreiches Dalmatien.

8 . Landesgejehblatt.
Nr . 43 . Gesetz vom 4. März 1906 , wirksam für das

Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend einige die Walderhaltung
bezweckende Maßnahmen.

Nr . 44 . Gesetz vom 18. März 1906 , wirksam für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Aufnahme eines nieder¬
österreichischen Landes -EisenbahnanlehenS.

Nr . 45 . Gesetz vom 18. Mürz 1906 , wirksam für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Bedeckung der Kosten
der Mehrleistungen für Ausrüstung und Ausbau der Lokalbahn St . Pölten—
Kirchberg an der Pielach — Mank nach Mariazell und Gußwerk.

Nr . 4 « . Verordnung der k. k. n.-b. Finanz -Laudes-
Direktion vom 13 . Februar 1906 , Z . 54816/Vl , betreffend
die Behebung der Bezüge der Gemeindeärzte bei den niederösterreichischen
(Haupt -)Stenerämtern.

*) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen rc ." vollinhaltlich ausgenommen.
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